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Marginalien / Rezensionen

Beat Dietschy

Globalisierung, Peripherie und Widerstand

Die von den dominierenden Nationen
der Ersten Welt in GATT/WTO ver-
folgte Politik der Liberalisierung von
Welthandel und Finanzmärkten diktiert
der Dritten Welt den Weg, den sie zu

gehen hat. Der Globalisierungsdiskurs
führt insofern fort, was das Entwick-
lungsparadigma begonnen hat, und be-

stätigt die alte, eurozentrische Welt-
sieht, nach der, wie Marx sagte, das

industriell entwickeltere Land dem
minder entwickelten das Bild der eig-
nen Zukunft zeigt. Die realen Entwick-
lungen, die im Gefolge der Globalisie-

rung der Märkte und neoliberaler Struk-

turanpassungen in den meisten Län-
dem zu beobachten sind - Abbau sozi-
alstaatlicher Sicherungen, Verarmung,
Informalisierung und Gesellschafts-
Spaltung - sprechen indes eine andere

Sprache. Sie lassen die Frage zu, ob
heute nicht umgekehrt die Dritte Welt
der Ersten Welt aufzeigt, was deren

Zukunft sein könnte.
Die hier vorzustellenden Publikatio-

nen zur Globalisierung geben Stoff zur
Beantwortung dieser Frage. Dies gilt
insbesondere für das jüngste Werk von
Franz //mfce/ammert, das unter dem
Titel „Fw/Ztir der /foj^nnng - Für eine
Gese/fsc/ra/i oüne Ausgrenzung nnd
Aafurzersro'rang " eine Auswahl von
Aufsätzen aus den neunziger Jahren

bietet, die ursprünglich auf Spanisch
erschienen sind. Der aus Deutschland
stammende Ökonom, der seit 1963 in
Lateinamerika tätig ist, korrigiert darin
die eurozentrische Engführung der
Debatte über Globalisierung und Zu-
sammenbruch des Sozialismus. Und er
zeigt, wie die Konturen der „Neuen

Weltordnung" denjenigen gleichen,
über die sie triumphiert hat. Wie einst
der Stalinismus präsentiert sie sich als

Option ohne Alternative. „Jene Gesell-
schaft, die sich selbst ,die offene'
nennt, ist zur ersten völlig geschlosse-
nen Gesellschaft geraten, vor der es

kein Ausweichen mehr gibt" (Hin-
kelammert 1999, 11).

Teilweise skizziert Hinkelammert
neue Realbedingungen eines Kapita-
lismus, der aufReformen, ein „mensch-
liches Antlitz" und aufeine grosse Zahl
von Menschen, namentlich in der Drit-
ten Welt, nunmehr verzichten kann.
Diese überflüssig gemachte Bevölke-
rung wird in der Ersten Welt als Gefahr
behandelt, als „Überbevölkerung, die
eigentlich nicht existieren sollte". Da-
mit geht Hinkelammert über zu einer
ideologiekritischen Analyse, die zeigt,
wie eine Auffassung als massgeblich
durchgesetzt wird, die selbst noch die
überflüssig gemachten Menschen da-

von überzeugt, dass sie es tatsächlich
sind. Es erweist sich damit aber: auf
Herstellung von Legitimität ist auch
ein sich alternativlos gebender Kapita-
lismus noch angewiesen.

Am Beispiel des Golfkriegs werden
Methoden der psychologischen Kriegs-
führung und der Umkehrung der öf-
fentlichen Meinung blossgelegt. Sie

setzen die Tradition des gerechten
Kriegs fort, doch gepaart mit jenem
abstrakten Effizienzkalkül, das sich im
Neoliberalismus als erfolgreiche Stra-

tegie zur Eliminierung ethischer und
menschenrechtlicher Komplikationen
erwiesen hat. Denn gerecht ist nach
F.A. v. Hayek letztlich das, was ein
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Ergebnis des Marktes ist. Im dritten
Kapitel, dem zentralen Teil des Buchs,
untersucht Hinkelammert die Funkti-
onsweise und Voraussetzungen dieser
neoliberalen Diskurse und arbeitet her-

aus, wie ihr Kernstück, das von der

selbstregulierenden Kraft des Marktes
handelt, sich als umgekehrter Etatis-
mus entpuppt. Es ist kein Zufall, unter
welchen Umständen der neoliberale
Anti-Etatismus sich als Staatsdoktrin
etabliert hat. Das auf staatlich geför-
derter Importsubstitution beruhende

Entwicklungsmodell der fünfziger und

sechziger Jahre, das Lateinamerika
schwache Ansätze von Sozialstaat, Bil-
dungs- und Landreformen beschert
hatte, wurde in den siebziger Jahren

abgelöst durch Diktaturen der nationa-
len Sicherheit, die einen auf Staatster-
rorismus und neoliberalen Anti-Etatis-
mus gegründeten, weltmarktorientier-
ten Kapitalismus „ohne menschliches
Antlitz" einführten.

Nicht der Markt als solcher stellt für
Hinkelammert das Problem dar, son-
dem der- zuerst in Chile unter Pinochet
etablierte - Markttotalitarismus, „die
Absicht, ihn in eine soaetasperfecta zu
verwandeln, in die einzig legitime, die
Gesellschaft total beherrschende Insti-
tution, in deren Namen die Volksbewe-

gungen und der Staat zerstört werden"
(S. 80). Es geht ihm nicht einfach dar-

um, den Staat zu verteidigen, er plädiert
vielmehr dafür, auf eine soc/etas per-
/ecta zu verzichten, weil eine solche

Utopie, gleichgültig ob in planwirt-
schaftlicher odermarktförmiger kapita-
listischer Gestalt, „als Prinzip der Poli-
tik die Gesellschaft selbst zerstört". Die
Möglichkeit menschlichen Lebens und
eine darauf bezogene ökonomische Ra-
tionalität begreift Hinkelammert als

Ergebnis eines gegenseitigen Verhält-
nisses von Zivilgesellschaft, Markt und
Staat - „keiner der drei Pole kann ohne

den anderen existieren" (S. 83).
Im neoliberalen Reduktionismus er-

blickt er eine heroische Todesmystik,
welche angesichts der ökologischen
und humanen Grenzen des Wachstums
sich dazu entschliesst, von der Wirk-
lichkeit gar nicht mehr Kenntnis und
stattdessen zu einem tautologischen
Modell der Effizienzsteigerang Zu-
flucht zu nehmen: „Die Effizienz des

Marktes bemisst sich am Markt", und
ihre Auswirkungen auf Menschen und
Natur werden als Werturteil ausge-
schlössen. „Diese Utopie des vollkom-
menen Wettbewerbs wird zu einem lee-

ren Versprechen einer Zukunft, in de-

ren Namen jeder Schritt des Systems,
der Zerstörung bewirkt, als ein not-
wendiger Schritt in Richtung auf eine
bessere Zukunft gefeiert wird Alle
sägen den Ast ab, auf dem sie sitzen.
Der Effizienteste wird zuerst hinunter-
fallen, und alle werden seine Effizienz
preisen" (S. 106f).

Der Einspruch gegen diesen „Hero-
ismus des kollektiven Selbstmords"
(ebd., 136) und seine „Effizienz zum
Tode" entspringt einer „Rationalität
des Lebens aller". Gegen die zynischen
Opfer-Phantasien von der „Vernich-
tung eines Teils der Menschheit, um
den Rest zu retten", beharrt sie, wie die

Zapatistas, auf einer „Gesellschaft, in
der alle Platz haben". Das impliziert
zwar eine universale Ethik, aber eine,
die sich vom ökonomistischen Markt-
Utopismus dadurch grundsätzlich un-
terscheidet, dass sie gerade keine uni-
versai geltenden Produktionsverhält-
nisse vorschreibt. Ihre Utopie ist eine
der Praxisermöglichung, d.h. sie zielt
darauf ab, „die unsere Wirtschaft be-
herrschenden Sachzwänge durch soli-
darisches Handeln aufzulösen" (S.
180). So münden also die Aufsätze in
der Thematik, die Hinkelammert in sei-
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ner „Kritik der utopischen Vernunft"
breiter entfaltet hat. Sie erleichtern den

Zugang zu diesem Werk, bringen aber
auch Aspekte wie den Kampf um den

Spielraum für Alternativen neu zur
Geltung.

Die zuletzt erwähnte Opfer-Proble-
matik, ihre religiösen Bezüge und die
damit verbundene theologische Kapita-
lismuskritik nehmen breiteren Raum ein
im Sammelband „Die Religion des Ha-
pitoZismns der Hinkelammert zum 65.

Geburtstag gewidmet ist. Er enthält
Beiträge einer Tagung in der Evangeli-
sehen Sozialakademie Friedewald, die,
auf dem Hintergrund der „Wende",
Wirkungen und Kritik des globalen
Marktsystems thematisieren. Hinkel-
ammert selber steuert dazu einen Vor-
trag bei, in dem er zeigt, wie der Deter-
minismus von Marktgesetzen konstitu-
iert wirdund dekonstruiert werden kann.

Franz Seglers führt in seinem Beitrag
gegen die Rechtfertigung der Ungleich-
heit durch die neoliberale Dogmatik das

normative Erbe von Athen (republika-
nisch-demokratische Ordnung) und Je-
rusalem (Gerechtigkeit) ins Feld. In sei-

ner unterdessen erschienenen Wirt-
schaftsethik (Segbers 1999) hat er die
Relevanz biblischerTraditionslinien für
eine substantielle Ökonomiekritik aus-
führlich begründet.

Die f/ieologlsclie Au.seinancier.sef-

zung mit der „Religion des Marktes",
d.h. dem „Glauben an einen Gott, der
bereit ist, Menschen um des Wohlerge-
hens der Wirtschaft zu opfern" (Jacob
et al. 1996, 83), nehmen auch weitere
Autorinnen und Autoren des Bandes
auf, darunter Huno Fussel und Doro-
fliee Solle. Michael Löwy gibt in sei-

nem Beitrag einen knappen, aber infor-
mativen Überblick über die Behand-

lung des Themas in der Theologie der

Befreiung. Solle macht darauf auf-
merksam, dass im Menschen- und Ge-

sellschaftsbild des homo oeconomicus
und seiner Wettbewerbsfreiheit Frau-
en mit Kindern, alte Menschen oder
Arbeitslose sowenig vorkommen wie
die begrenzten Vorräte der Natur. Als
einzige Autorin in der hier besproche-
nen Literatur durchbricht sie damit die
Geschlechterblindheit

Der Volkswirtschafter S. Faf/er/e
stellt dem homo oeconomicus des us-
amerikanischen Kapitalismus das Mo-
dell des homo cultural« gegenüber,
das zur Ordnung des Rheinischen Ka-
pitalismus gehöre. Für letztere sei nicht
eine „sozial gleichgültige Hegemonie
des Marktes" massgebend, sondern die
„sozial verantwortliche Einbettung des

Marktes in das Ensemble der Institu-
tionen einer verantwortlichen Gesell-
schaft" (S. 52f).

Solche Alternativen begegnen auch

im Sammelband „ Glohall.slcra/tg,
Fthik wnef Entwicklung ", der in der
Reihe der St. Galler Beiträge zur Wirt-
schaftsethik erschienen ist. Die hierin
versammelten Beiträge, die aufein von
der DEZA veranstaltetes Symposium
zurückgehen, befassen sich, entgegen
dem breiter gefassten Titel, im wesent-
liehen mit der Frage, wie sich die im
Zeichen der Globalisierung verschärf-
te internationale Konkurrenz auf die
staatliche Entwicklungszusammenar-
beit des Nordens und ihre Begründung
auswirkt. Führt der globale Standort-
Wettbewerb dazu, dass auch die Ent-
wicklungspolitik vollends in den
Dienst der nationalen wirtschaftspoli-
tischen Interessen gestellt wird? Vor
allem der Volkswirtschafter Hermann
Sanfter argumentiert in dieser Rieh-

tung, indem er die „wohlverstandenen
Eigeninteressen" der beteiligten Ko-
Operationspartner in den Mittelpunkt
rückt. Dabei wird das strukturelle
Machtgefälle zwischen ihnen ausge-
blendet und Ausbeutung auf ein insti-
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tutionenethisches Delikt reduziert,
nämlich die „fehlende Disziplin rei-
eher Länder bei der Einhaltung inter-
nationaler Absprachen und Regeln"
(Peter 1999,46). Es erstaunt nicht, dass

in dieser Argumentationslinie Ge-

Sichtspunkte dominieren, die dem
„wohlverstandenen Eigeninteresse des

Geberlandes" dienen. Dies lässt sich
an Konditionen wie „stabilitätsorien-
tierte Geld- und Fiskalpolitik" oder
„weltmarktorientiertes Aussenhandels-

regime" ablesen, welche die „Empfän-
gerländer" hinsichtlich ihrer makro-
ökonomischen Politik einzuhalten hät-
ten (S. 41).

Andere Beiträge setzen ihre Prioritä-
ten im entwicklungs- und sozialethi-
sehen Bereich. So plädiert der evange-
lische Sozialethiker CAn'jfopÄ SfwckeZ-

Merger für eine konzeptionelle Erwei-
terung des Begriffs der nachhaltigen
Entwicklung: neben der ökonomi-
sehen, der soziopolitischen und der
ökologischen Dimension müssten die
kulturelle und die religiöse Dimension
von Entwicklung stärker berücksich-
tigt werden. Der afrikanische katholi-
sehe Theologe ßenezef ßiy'o macht auf
den ansonsten kaum hinterfragten Eu-
rozentrismus der Entwicklungs- und

Globalisierungsdiskussion aufmerk-
sam. In der Tat werden im Main-
stream-Denken traditionelle Kulturen
ebenso wie ökologische Kriterien als

Entwicklungshemmnis betrachtet, statt
dass umgekehrt gefragt würde, ob der
expansive kapitalistische Entwick-
lungsprozess des Westens mitweit- und

kulturverträglich sei.

Für den St.Galler Wirtschaftsethiker
Peter schliesslich basiert eine
lebensdienliche sozio-ökonomische
Entwicklung auf einem gesellschaftli-
chen Prozess der subjektiven und ob-

jektiven Ermächtigung aller Bürgerin-
nen und Bürger einer Gesellschaft, der

mindestens drei sich wechselseitig be-

dingende Dimensionen umfasst: päd-
agogische Befähigung, bürgerrechtli-
che Berechtigung und ökonomischen
Ressourcenzugang. Dabei plädiert er
im Sinne seiner „integrativen Wirt-
schaftsethik" für eine Doppelstrategie,
welche einerseits alle Personen in den
Produktions- und Konsumtionsprozess
integriert und sie andererseits auch

emanzipiert von den Zwängen und
Abhängigkeiten des Marktes. Ulrichs
republikanische Utopie einer „wohlge-
ordneten Gesellschaft" freier und glei-
eher Bürger führt zumindest zu einer
scharfen Kritik am entwicklungspoliti-
sehen Ökonomismus, die sich im Er-
gebnis mit Hinkelammerts Diagnose
trifft: die Rationalität des homo oeco-
nomicus auf die ganze Gesellschaft zu
übertragen, bewirkt keine Überwin-
dung, sondern vielmehr eine „Univer-
salisierung von gesellschaftlichen
Drittwelt-Verhältnissen" (S. 59).

In diesem Zusammenhang ist der
Sammelband „ G/oiafoien/ng «nrfPe-
r/p/ien'e " besonders hervorzuheben.
Vierzehn Autorinnen und Autoren
zeichnen darin aus der Perspektive ver-
schiedener Disziplinen ein detailgenau-
es Bild von der Durchsetzung und den

Auswirkungen von Globalisierungs-
prozessen in peripheren Ökonomien
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas.
Wer bei Hinkelammerts Darstellung,
die sich auf die innere Logik der Pro-
zesse konzentriert, empirisches Mate-
rial oder länderspezifische Differen-
zierungen vermisst, findet sie hier. So

wird von Ciiràfo/ Parareifer am Bei-
spiel der Beziehungen zwischen Mexi-
ko und den USA herausgearbeitet, wie
Migration nicht nur Folge, sondern
auch Triebfeder von Globalisierungs-
prozessen ist. Staatsgrenzen, so sein
Fazit, dienten dabei weniger dazu, „den
Umfang der Zuwanderung zu regulie-
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ren, sondern Migrantinnen rechtlich
abzuwerten" (Parnreiter et al. 1999,
130; vgl. Widerspruch 37/99). ./zz/zan-

/äger untersucht, wie in Chile nach
einer langen Phase des binnenorientier-
ten Entwicklungsmodells Ende der

siebziger Jahre ein neues, aussenorien-
tiertes Entwicklungsmodell durchge-
setzt wurde, das auf eine abhängige
internationale Einbettung in globale
Kapitalverwertungsprozesse ausge-
richtet ist. Interessant ist dieses Fall-
beispiel, weil in Chile als erstem Land
im lateinamerikanischen Kontext je-
weils ein Paradigmenwechsel erfolgte:
der frühere „Pionier des peripheren
Wohlfahrtstaates" ist zum „Pionier der

Globalisierung" (S. 255) geworden.
Besonders erwähnenswert ist auch

ein Beitrag von Andreas /Vovy und
C/tn'stine Mat//, der anhand einer Rede
des brasilianischen Präsidenten Fern-
ando Henrique Cardoso Globalisierung
als diskursive Strategie und Struktur
analysiert. Überzeugend stellen sie dar,
wie beim Übergang vom Entwick-
lungs- zum Globalisierungsdispositiv
fordistische Staatsverständnisse abge-
baut und Machtverhältnisse im Selbst-
lauf von Strukturen anonymisiert wer-
den, die Rolle der gesellschaftlichen
Eliten aber beibehalten wird. Hervor-
zuheben bleibt der Artikel von Kzznz-

Zzert Baffer über das „Management der
Schuldenkrise" durch die internationa-
len Finanzinstitutionen. Nicht nur zeigt
er, dass Weltbank und IWF faktisch
planwirtschaftliche Privilegien haben
und dadurch in die Lage versetzt wer-
den, an ihren eigenen Fehlern zu ver-
dienen (S. 106). Er belegt auch Hin-
kelammerts These, dass den Auslands-
schulden eine zentrale Rolle im Nord-
Süd-Verhältnis zukommt: sie geben
den Ländern des Zentrums die Kon-
trolle über den Entwicklungsweg der
Länder der Peripherie (vgl. Hinkelam-

mert 1999, 15).
Klar zum Ausdruck kommt insge-

samt, dass Globalisierung nicht etwa
bedeutet, dass ein lineares und konti-
nuierliches Wachstum des internatio-
nalen Waren- und KapitalVerkehrs
stattgefunden hätte. Vielmehr wech-
selten, wie /oac/zz'm Becker in einem
historischen Überblick zeigt, „in den
die globale Dynamik prägenden Me-
tropolen eher binnen- und aussenorien-
tierte Akkumulationsregime krisenver-
mittelt einander ab" (Parnreiter et al.

1999, 35). Dies gilt erst recht für die

abhängigen Ökonomien der Periphe-
rie. Globalisierung kann, so fassen die
Herausgeber des Bandes, Andreas
Vovy, C/zrz'sto/ Parnre/fer und Karin
Fz'sc/zer, die wichtigsten Erkenntnisse
des Bandes im Eingangskapitel zusam-
men, als „neuer Wein in alten Schläu-
chen" bezeichnet werden. Ist der Ex-
pansionsdrang als solcher eine dem Ka-
pitalismus inhärente und altbekannte
Erscheinung, so steht die „neue Dyna-
mik im Zusammenhang mit der Er-
Schöpfung der fordistischen Entwick-
lungsweise", die auf der Möglichkeit
beruht hatte, über konstant hohe Pro-

duktivitätsgewinne auch Massenkauf-
kraft zu bilden. In vier Bereichen sehen

die Autorinnen Neuerungen: in den

dank technologischen Innovationen
und wirtschaftspolitischen Liberalisie-
rungen, aber auch durch die Verschul-
dung des Südens enorm erstarkten Fi-
wazzzznzz'rkten; in einer „neuen Geogra-
p/zz'e z/er Proz/zzk/iozz", die sich u.a. an

Produktionsverlagerungen in „Freie
Exportzonen" und dem Aufbau trans-
national integrierter Produktionspro-
zesse ablesen lässt; in einer neuen

„ Orz/razzzg zferMac/zf", die sich in der

Entstaatlichung politischer Regime
sowie der „Zurichtung von Nationen,
Regionen, Organisationen für die Be-
dürfnisse des Kapitals" äussert; schlies-

WIDERSPRUCH - 38/99 185



slich in einer „neuen Qualität sozialer

Ungleichheit", die in der Tendenz zum
Ausdruck kommt, „grosse Segmente
der Weltbevölkerung hinsichtlich der

grundlegenden Dynamik der Kapital-
akkumulation dauerhaft überflüssig zu
machen" (S. 9 ff).

Zu einigen derhier behandelten Län-
der (Mexiko, Brasilien und Chile) so-
wie zu Argentinien, Bolivien und Ni-
caragua finden sich auch wertvolle Stu-
dien in dem im Brandes & Apsel Ver-
lag erschienenen Band „Die globale
Vereinnabwwng und der Widerstand
Lateinamerifeas gegen den JVeolibera-
lisnîMs". Hier wird die charakteristi-
sehe Pendelbewegung dieses Konti-
nents „vom Markt zum Staat und wie-
der zurück" (Gabriel 1997, 12) im 20.
Jahrhundert nachgezeichnet, die mit
den Wechseln von Export- und Bin-
nenorientierung verbunden ist. Beson-
ders erwähnenswert ist der Beitrag von
Ana Demandes und Andreas IVovy, der
schildert, wie Brasilien, wo der Staat
eine speziell wichtige Rolle gespielt
hatte, dank Cardosos „Piano Real"
ebenfalls zum Spielfeld internationaler
Anlagekapitalien wurde. Vor allem
aber sind die Beiträge über „Netzwer-
ke des Widerstands" hervorzuheben,
welche das Aufkommen neuer ziviige-
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Urs Sekinger

Sozial- und Umweltklauseln - Protektionismus gegen den Süden?

Die zunehmende Macht Transnationa-
1er Konzerne (TNK) im Zuge der Glo-
balisierung und die Gründung der Welt-
handelsorganisation (WTO) 1994 ha-

ben Problemen und Fragen der Ausge-
staltung von international gültigen
Mindestnormen für Arbeitsbeziehun-

gen dringliche Aktualität verliehen und
zu höchst kontroversen Debatten ge-
führt. Auf der einen Seite fordern Ge-
werkschaften unter Führung des Inter-
nationalen Bundes Freier Gewerk-
Schäften (IBFG) seit Jahren die Veran-
kerung von verbindlichen Sozialklau-
sein in den WTO-Verträgen, um der
zunehmenden Verschlechterung von
Arbeitsbedingungen im Rahmen der
Standortkonkurrenz einen Riegel vor-
zuschieben. Diese Position wird inzwi-
sehen von zahlreichen Nicht-Regie-
rungsorganisationen (NGO) aus Indu-
strie- wie Entwicklungsländern min-
destens teilweise mitgetragen, wenn-
gleich sich ihr Hauptaugenmerk etwa
im Rahmen der Kampagne „Saubere
Kleider" (Clean Clothes) oder des fai-
ren Handels stärker auf Verhaltensko-
dizes für einzelne Unternehmen oder
Produktionsbereiche richtet.

Bereits 1986 wollten die USA das

Thema Sozialstandards in die GATT-
Verhandlungen aufnehmen. Sie haben
diese Position, die inzwischen auch von
den europäischen Staaten unterstützt
wird, anfangs Dezember an der WTO-
Konferenz in Seattle bekräftigt, dran-

gen aber mit ihrer Forderung gegen den

geschlossenen Widerstand der Dritt-
welt-Staaten nicht durch. Diese ver-
werfen internationale Sozial- und Um-
weltschutzregeln, die mittels Sanktio-
nen durchgesetzt werden könnten, weil
sie darin einen neuen „Protektionis-

mus im sozialen Gewände" des Nor-
dens vermuten. Eine Befürchtung, die
auch von „Intellektuellen und NGO
aus der Dritten Welt" in einer Erklä-
rung vom September 1999 (vgl. Son-
derheft iz3w) geteilt wird: Die Verbin-
dung von Handelsliberalisierung und
Durchsetzung von Sozial- und Umwelt-
Schutzstandards im Rahmen der WTO
sei unakzeptabel. Stattdessen fordern
sie eine Stärkung beispielsweise der
Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO).

Wie und wo also soll das kaum be-
strittene Anliegen von weltweit gülti-
gen Arbeitsnormen verwirklicht wer-
den? Einen überblickartigen Einstieg
in die Diskussion bietet Heft 75 „Inter-
nationale Sozialstandards" der Zeit-
schrift Peripherie. Michael Windfuhr
geht der Frage nach, wie soziale Men-
schenrechte angesichts des wachsen-
den Einflusses von TNK durchgesetzt
werden können. Eine grundsätzliche
Schwierigkeit zeigt sich bereits bei der
Definition und völkerrechtlichen Ver-
bindlichkeit von Mindeststandards.
Allgemein wird in der Diskussion von
den von der ILO 1998 definierten
Gruntfrec/tfera ausgegangen: Recht auf
Vereinigungsfreiheit, Kollektivver-
handlungen, Verbot von Zwangs- und
Kinderarbeit, Lohngleichheit und Dis-
kriminierungsverbot. Sie bilden den
Referenzrahmen gewerkschaftlicher
Sozialklausel-Forderungen, greifen
aber nach Windfuhr selbst im Bestre-
ben um Ausgleich im Standortwettbe-
werb zu kurz. Initiativen des „Fairen
Handels" oder für Verhaltenskodizes
von Einzelunternehmen gehen bereits
über diese Minimalforderungen hin-
aus. Ergänzend folgert er, dass Verhal-

WIDERSPRUCH - 38/99 187



tenskodizes und Sozialklauseln drin-
gend um ein internationales Wettbe-
werbsrecht gegen die weltwirtschaftli-
chen Konzentrationstendenzen, die

Verankerung von weit gefassten Men-
schenrechtsStandards in Handels- und
Investitionsabkommen und ein inter-
nationales Haftungsrecht ergänzt wer-
den miissten.

Eva Senghaas-Rnobloch geht auf
Geschichte und neue Herausforderun-

gen für die ILO ein. Sie sieht aktuell
drei Hauptprobleme: Transnationale
Wirtschaftsaktivitäten und Kapitalstra-
tegien unterlaufen das Vertragsumfeld
der ILO; die „Verringerung der natio-
nalstaatlichen Regelungskompetenz"
erschwert die nationalstaatlichen
Durchsetzung von ILO-Normen und
die Abnahme der Repräsentativität von
Arbeitgeberverbänden und Gewerk-
Schäften führt zu grösseren Schwierig-
keiten bei der gesellschaftlichen Kon-
sensbildung. Trotzdem sieht die Auto-
rin die Bedeutung der ILO auch künftig
in der Normensetzung im Arbeits- und

Sozialbereich, bleibt aber die Antwort
schuldig, wie der entsprechende Macht-
Zuwachs und die Durchsetzungskraft
der ILO zu bewerkstelligen wären.

Das nordamerikanische Freihandels-
abkommen (NAFTA) gilt in der Frage
der internationalen Durchsetzung von
Sozial- und Arbeitsrechten als exem-
plarisches Vorbild. Rainer Dombois
ur. d Erhard Hornberger unterziehen die

entsprechenden Abkommen einer kri-
tischen Würdigung. Zwar erlaubten sie
NGO und Gewerkschaften, vermehrt
Klagen einzureichen, auch über
Rechtsverletzungen in den USA oder
Kanada, doch allgemein ziehen die
beiden Autoren eine eher ernüchternde
Bilanz. Einerseits wirkt sich die Be-
schränkung auf Mindeststandards se-

lektiv aus, und andererseits stellt die

Komplexität der Zusammenhänge ex-

trem hohe organisationelle Anforde-
rungen.

Volker Frank diskutiert „Erfolgsbe-
dingungen von Sozialklauseln" und
stellt einleitend, mit Bezug auf Chri-
stoph Scherrer et. al. (1998), grund-
sätzlich fest, „dass Sozialklauseln die
wirtschaftliche Entwicklung von Län-
dem der .Dritten Welt' nicht hemmen,
sondern im Gegenteil dazu beitragen,
die ruinöse Konkurrenz zwischen Län-
dem einzudämmen, welche mit ähnli-
chen Produktionstechniken vergleich-
bare Produkte herstellen. Die Einhai-
tung der zentralen Sozialstandards
stärkt demnach langfristig die industri-
eile Entwicklung der armen Länder im
Süden." (S.67) Anhand der Anwen-
dung des Allgemeinen Präferenzsy-
stems der USA gegenüber Guatemala
und der Dominikanischen Republik
zeigt er auf, wie trotz markanten Ex-
portsteigerungen in beiden Ländern erst
der gewerkschaftlicher Druck zu Ver-
besserungen der Arbeitsbedingungen
geführt hat. Trotzdem bleiben diese

angesichts der Exportabhängigkeit der
Länder und der menschenverachten-
den Produktionsbedingungen vor-
nehmlich in „Freien Exportzonen"
(FEZ) sehr bescheiden. Grundsätzlich
brauche es eine veränderte Wirtschafts-
politik von Weltbank und IWF,
schliesst Frank und verdeutlicht damit
die begrenzte entwicklungspolitische
Reichweite von Sozialklauseln.

80 Prozent der Beschäftigten in den
FEZ Zentralamerikas sind Frauen zwi-
sehen sechzehn und dreissig Jahren. Sie
stehen im Zentrum des abschliessenden

Beitrags von Jennifer Bickham Mendez
und Ronald Köpke „Gender und Trans-
nationalismus". Anhand des „Zentral-
amerikanischen Frauennetzwerks zur
Solidarität mitFEZ-Arbeiterinnen" zei-

gen sie auf, wie die zunehmende wirt-
schaftliche BedeutungderFEZ und ihre
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Konkurrenz zu US-Betrieben eine un-
erwartete Dynamik und Widersprüche
zwischen Gewerkschaften, Menschen-

rechtsgruppen und Solidaritätskomitees

aus den USA, den nationalen Gewerk-
Schäften in Zentralamerika und dem in
den FEZ verankerten Frauennetzwerk
auslöste. Die nationalen Gewerkschaf-

ten, aus denen viele der Vertreterinnen
des Netzwerks hervorgegangen sind,
kommen für sie wegen ihres machisti-
sehen Gesellschaftsbildes und der Be-
schränkung auf traditionelle Gewerk-

Schaftspolitik als Partner nicht in Frage.
Aber auch den Solidaritätsorganisatio-
nen aus dem Norden begegnen sie auf-

grund gemachter Erfahrungen und dem
bestehenden Informations- und Macht-
Ungleichgewicht mit Misstrauen. Das
Frauennetzwerk sieht sich als „eine Vi-
sion, in dem integral die Probleme der
Frauen der FEZ angesprochen und Me-
chanismen kollektiver Führung entwik-
kelt werden. Darin begreifen sie das

Netzwerk als Alternative zum Syndika-
lismus, aber auch als Instanz, welche
die soziale Realität der Frauen in so-
zialen Auseinandersetzungen sichtbar
macht." Mit neuen Verhandlungstech-
niken, die nicht an Machtgewinn orien-
tiert sind, wollen sie von Unternehmen
die Einhaltung eines „Ethischen Ko-
dex", ein „Abkommen von gegenseiti-
gern Nutzen" erreichen. Ihr Diskurs ist
von den Menschenrechten geprägt.
„Der Gebrauch von Menschenrechts-
diskursen richtet sich primär gegen
neoliberale Konzepte, die transnatio-
nale Unternehmen von sozialer Ver-
antwortung freisprechen." (S.98) Ein
interessanter, die Diskussion öffnen-
der Ansatz am Ende eines lesenswerten
Heftes. Ausführlich werden der Stel-
lenwert der FEZ in Zentralamerika, die
veränderte internationale Gewerk-
schafts- und Solidaritätsarbeit und
mögliche Auswirkungen von Sozial-

klausein von Ronald Röpke (1998) dar-

gestellt.
Konkrete Erfahrungen mit Verhal-

tenskodizes für Unternehmen stehen

im von Bettina Musiolek herausgege-
benen Band „Gezähmte Modemultis"
zur Debatte. Die „Saubere Kleider"-
Kampagne hat ausgehend von den Nie-
derlanden und den USA die Arbeitsbe-
dingungen in Betrieben verschiedener
Modemultis untersucht und Strategien
entwickelt, um sie zur Akzeptierung
von Verhaltenskodizes zu bewegen:
Walt Disney in Haiti, H&M und C&A
in Bangladesh, Levi Strauss in Indone-
sien und in Zentralamerika Gap. Nicht
zuletzt dank der Möglichkeit, Druck
über Konsumentinnen zu erzeugen, ist
einiges in Bewegung gekommen. Von
einem Erfolg zu sprechen wäre aber
verfrüht. Und auch im Falle der Unter-
nehmenskodizes sind sich die Autorin-
nen der beschränkten Reichweite be-
wusst. Verträge mit Einzelunterneh-
men unterliegen dem Privatrecht, des-

sen Durchsetzung wiederum staatlicher
Macht obliegt. Als grösstes Problem
hat sich aber die unabhängige Kontrol-
le von Verhaltenskodizes herausge-
stellt. Auch in diesem Band wird auf
den notwendigen Einbezug der direkt
betroffenen Arbeiterinnen anhand ei-

ner Initiative von Women Working
Worldwide hingewiesen.

Eine fundierte Auseinandersetzung
mit der Problematik liefert die Untersu-

chung von Christoph Scherrer, Thomas
Greven, Volker Frank (1998) „Sozial-
klausein". Einige Autoren des erwähn-
ten Peripherie-Hefts haben ihre Analy-
sen in diesem Band ausführlicher dar-
gestellt. Hervorzuheben ist vor allem
der ökonomietheoretische Teil von
Christoph Scherrer, in dem er die wis-
senschaftlichen Einwände gegen die

Errichtung internationaler Sozialklau-
sein auf ihre Stichhaltigkeit überprüft,
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ohne fundierte Einwände finden zu kön-

nen: „Die wirtschaftswissenschaftliche
Diskussion ergibt, dass zwar alle Län-
der sich besser stellen könnten, wenn
alle zugleich die Arbeiterrechte einhiel-
ten, dass aber gleichzeitig für jedes ein-
zelne Land ein Anreiz besteht, die Rech-
te zu missachten." (S.266) Dieses Pro-
blem können Sozialklauseln überwin-
den helfen. Die damit praktisch reali-
sierbare weltweite Verbesserung der

Arbeitsbedingungen stellt ein wesentli-
ches Entwicklungsmoment besonders

für Drittweltländer dar. Weniger klar
wird die Konzeption der Autoren zur
Durchsetzung von Sozialklauseln. Auf-
grund der vehementen Kritik aus dem
Süden an der WTO sehen sie die Feder-

führung eher bei einer erstarkten ILO.
Sanktionen würden allerdings von der
WTO verhängt. Wie dieses Zusammen-

spiel von ILO und WTO funktionieren
und wie die ILO an Durchsetzungsmög-
lichkeiten angesichts der zunehmenden

Bestimmungsmacht von TNK gewin-
nen soll, bleibt offen.

Zum Schluss sei noch auf die Ta-

gungsberichte einer 1996 von der Hans
Böckler- und der Friedrich Ebert-Stif-
tung veranstalteten Konferenz über
Sozialklauseln und Umweltstandards

hingewiesen (Malanowski 1997). Ver-
schiedene Beiträge gehen aufden 1994

abgeschlossenen NAFTA-Vertrag ein,
der erstmals in Zusatzabkommen auf
multilateraler Ebene Sozialstandards

regelte. Brisant ist der Beitrag von
Myriam Vander Stichele, die für ein

Handelssystem basierend aufFairness,

Nachhaltigkeit und Entwicklung plä-
diert und dabei auf die Gründungsidee
einer Welthandelsorganisation von
1948 zurückgreift. Damals hätte die
Internationale Handelsorganisation
(ITO) mit solch breiten Zielsetzungen
als Korrelat zu den Bretton-Woods-
Institutionen ins Leben gerufen wer-
den sollen. Realisiert wurde lediglich
das Allgemeine Zoll- und Handelsab-
kommen GATT als kleinerTeilbereich,
der 1994 in die WTO mündete.
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Markus Zürcher

Globalisierung, soziale Demokratie und europäische Sozialverfassung

Der „Globalisierung" ist aus Sicht einer
europäischen Sozialpolitik Widerstand
erwachsen, geht es doch um die Erhal-
tung und Transformation des in Konti-
nentaleuropa während der letzten Jahr-
zehnte etablierten Modells der sozialen
Demokratie und damit um die Zukunft
des Wohlfahrtsstaates im „sozialen Eu-
ropa".

Dass die Internationalisierung der
Wirtschaft und insbesondere der Kapi-
talmärkte seit den siebziger Jahren die

europäischen Sozialstaaten und mit ih-
nen die soziale Demokratie sukzessive
schwächt, ist heute unbestritten: Unter
dem Druck der im namentlich im dere-

gulierten EU/EFTA-Wirtschaftsraum
geförderten Standortkonkurrenz werden
sozialstaatliche Leistungen und soziale
Sicherungssysteme abgebaut und eine

Verschiebung der Verteilung zwischen
Kapital und Arbeit sowie eine Polari-
sierung innerhalb der Arbeitnehmer-
schaft hingenommen.

Gemäss Fritz W. Scharpf, renom-
mierter Politikwissenschaftler, droht in
den westlichen Industrieländern deshalb
erstmals seit der Etablierung der sozia-
len Demokratie ein asymmetrischer
„WohlstandsVerlust". „Wo die Markt-
kräfte dominieren, wie etwa in den USA,
werden sich die neuen Verteilungsrela-
tionen naturwüchsig durchsetzen. Die
Folge sind steigende Kapitaleinkom-
men, stagnierende oder rückläufige Ar-
beitseinkommen, zunehmende Lohndif-
ferenzierung und sich ausbreitende Ar-
mut. Wo aber, wie in den europäischen
Sozialstaaten, Politik und Gewerkschaf-
ten stark genug sind, um an einer egali-
tären Verteilungspolitik festzuhalten,
sinken die Investitionen, stagniert die

Beschäftigung und steigt die Arbeitslo-

sigkeitbei gering qualifizierten Arbeits-
kräften - mit der zusätzlichen Folge,
dass die hohen Kosten der Massenar-
beitslosigkeit auch die Finanzierungs-
basis der sozialen Sicherungssysteme
überfordern" (Scharpf 1998, 167). Die
sozialen Folgeprobleme der entgrenz-
ten Ökonomie tendieren dazu, das „Ver-
trauen in die demokratische Politik über-
haupt zu untergraben (ebd., 152)".

Ähnliches befürchtet auch Wolfgang
Streeck, der seit Jahren die Sozialpoli-
tik der SPD und der Gewerkschaften
untersucht: Die Internationalisierung
der Märkte droht die Demokratie auf
ihre liberale Variante, mithin auf die
Gewährung und Durchsetzung liberaler
Grundrechte, insbesondere natürlich des

Rechtes auf Eigentum, einzuschränken
und die nationalen Regierungs- und
Staatseliten auf Kosten der nationalen
Parlamente und Verbände zu stärken:
denn diese Eliten sind es, die die wirt-
schaftliche Deregulierung auf nationa-
1er Ebene durchsetzen und so unter in-
ternationalem Druck die Parlamente in
ihren Gestaltungsmöglichkeiten erheb-
lieh einschränken. Damit finde erstmals
in der Geschichte des Sozialstaates eine
tiefere Entfremdung zwischen Gesell-
schaft und Staat statt. Der Zusammen-
hang zwischen Globalisierung und De-
mokratie besteht gemäss Streeck also
darin, „dass liberale und, im Weber-
sehen Sinne, formale Demokratie durch
wirtschaftliche Internationalisierung
gefördert, soziale und substantielle De-
mokratie aber ausser Kraft gesetzt wird,
und zwar indem Globalisierung den
Nationalstaat des späten 20. Jahrhun-
derts auf spezifische Weise zugleich
stärkt und schwächt" (Streeck 1998,13).

Bemerkenswert und zugleich irritie-
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rend ist nun, dass sowohl Streeck wie
auch Scharpf der nationalen Politik ge-
rade in Europa bei der Bewältigung der
sozialen Folgen des entfesselten Kapi-
talismus einen zentralen Stellenwert
einräumen wollen. Diese im Grundzug
skeptische Haltung gegenüber EU-Su-
pranationalisierungsszenarien dürfte
nicht zuletzt aus einer kritischen Ein-
Schätzung des Demokratisierungspo-
tentials in der EU resultieren.

Zudem scheint sich bei Streeck wie
bei Scharpf die pointiert auch von Claus
Offe vertretene Auffassung durchge-
setzt zu haben, dass die für eine Umver-
teilungspolitik unerlässlichen „Vertrau-
ens- und Solidaritätsbeziehungen"
(Offe 1998, 105) beziehungsweise die

zur Akzeptanz von Mehrheitsentschei-
den unerlässliche „Wir-Identität" der

Bürger (Scharpf 1998, 154f) sich in
absehbarer Zeit auf supranationaler
Ebene nicht wird herstellen lassen. Eine

supranationale soziale Demokratie müs-
ste demnach nicht nur an fehlenden in-
stitutionellen Voraussetzungen, son-
dem ebenso an der mangelnden sozia-
len Kohäsion des liberalen Modells „Eu-
ropa der Bürger" scheitern. Doch stellt
sich die Frage, ob hier das Supranatio-
nalisierungsszenario nicht vorschnell
aufgegeben und auf eine Lösung gesetzt
wird, die der aktuellen sozialen Pro-

blemlage in der EU von vornherein nicht
gerecht werden kann.

Insbesondere die Position Streecks

mutet gleichsam als sozial-liberale Mi-
nimalvariante an, setzt er doch auf zu-
nehmende „individuelle Verantwor-
tung" und erwartet von der Demokratie
„statt Schutz vor den Leistungszumu-
tungen des Marktes" nur noch „Hilfe
bei ihrer Bewältigung" (Streeck 1998,
43, 44). Demgegenüber will Scharpf
schon deshalb an den Zielen des Sozial-
Staates festhalten, weil andernfalls eine
manifeste „Legitimationskrise" (Scharpf

1998, 169) entstehen könnte, die dazu

führt, die Demokratie schlechthin zu
diskreditieren. Er schlägt einen radika-
len Umbau des Sozialstaates und im
Bereich der Renten eine Abkehr vom
"Bismarck-Modell" oder zumindest
eine Überprüfung des Kapitaldeckungs-
prinzips sowie der subventionierten in-
dividuellen Pflichtversicherung (Däni-
sches Modell) vor.

Von den Ausführungen von Scharpf
und Streeck, die hinsichtlich der EU-
Integration letztlich auf transnationale

Verhandlungen und Vereinbarungen
setzen, hebt sich nun die Position von
Stephan Leibfried und Paul Pierson ab.

Denn beide Politikwissenschaftler ge-
hen davon aus, dass die Systemkrise der
sozialen Demokratie mit einem grand-
sätzlichen Wandel in der Sozialpolitik
einhergeht, bei dem die Nationalstaaten
sukzessive ihre sozialstaatliche Auto-
nomie verlieren. Sozialpolitik sei in der
EU „ein Teil der Entstehung des Mark-
tes selbst", (Leibfried/Pierson 1998,
89), habe doch der Europäische Ge-
richtshof im Zuge der rechtlichen
Durchsetzung der Dienstleistungsfrei-
heit die Koordinierung der Soziallei-
stungen übernommen und so die Natio-
nalstaaten ihrer „wohlfahrtsstaatlichen
Souveränität" (ebd., 77) beraubt. „Dar-
aus entsteht ein einzigartiges Mehrebe-
nen-System von Sozialpolitik, das durch
drei Merkmale gekennzeichnet ist: ei-
nen 'hohlen Kern' (das heisst ein feh-
lendes politisches Zentrum, M.Z.), eine

herausragende Rolle der Gerichtsbar-
keit für die Entwicklung neuer Politi-
ken und eine ungewöhnlich enge Rück-
koppelung von Sozialpolitik an die
Schaffung eines neuen gemeinsamen
Marktes"(S. 87). Zwar hat die Koordi-
nierung der Sozialleistungen durch den

Europäischen Gerichtshof den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern mehr

Freizügig keit ermöglicht. Doch bedarf
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es zusätzlich zur rechtlichen Koordinie-

rung der Umsetzung sozialer Zielset-

zungen in der EU-Politik - in Anbe-
tracht der Tatsache, dass der europäi-
sehe Dachverband der Unternehmen
(Unice) einer „Harmonisierung der Ge-

setzgebung auf EU-Ebene" (NZZ,
21.9.99) erneut eine Absage erteilt hat;
und gegen die EU-Sozialcharta mobili-
siert wird (FAZ, 4.12.99).

Noch steht zur Debatte, ob ein sozia-
les Europa als Ziel „einen vollständigen
Umbau der gesamten institutionellen
Struktur der EU" und eine „Sozialver-
fassung für Europa als Kernstück des

neuen Paradigmas" (Huffschmid 199S,
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Patrick Ziltener

Kritische Theorie der europäischen Integration
Bericht von einer internationalen Konferenz in Marburg

Kritische Theorie der europäischen In-
tegration wird gegenwärtig auf einem
Feld ausgearbeitet, das durch zwei
„Verdichtungen" charakterisiert ist:
einerseits eine zentral auf theoretischen

Konzepten der Regulationstheorie auf-
bauende Sfaatsf/zeorie und andererseits
der Ansatz einer hegemonietheoreti sch

fundierten Internationalen Po/z'fi.vc/ierc

Ökonomie. Die ForicÄuwgigri/ppe Eu-
ropäzsc/te Gemelnsc/za/ten (EEG), ein
1989 am Institut für Politikwissen-
schaft der Philipps-Universität Mar-
bürg unter der Leitung von Prof. Frank
Deppe gebildeter Projektzusammen-
hang, wurde mit der Organisation einer
internationalen Konferenz im Oktober
1999 ihrem Ruf einmal mehr gerecht,
der inzwischen wichtigste „Knoten-
punkt" im deutschsprachigen Raum für
die kritische Analyse der europäischen
Integration zu sein. Hans-Jürgen Bie-
ling, der massgeblich für das inhaltli-
che Konzept und die Organisation ver-
antwortlich zeichnete, gelang es, mit
dem Konferenzprogramm nichtnur den
Stand der Debatte zu repräsentieren,
sondern während der Konferenz die
beiden Diskussionsstränge aufeinander

„wirken" zu lassen.

Für die Staatstheorie seien die Ar-
beiten von Joachim Hirsch zu einer
Theorie internationaler Regulation so-
wie diejenigen des Berichterstattenden

genannt, der seine Überlegungen zum
Zusammenhang zwischen dem euro-
päischen Integrationsprozess und der

frans/onwafion o/sfate/iood in Europe
vortrug (vgl. die Rezension von Struk-
rurwawrfeZ der europazic/zen Intégrât!-
on in diesem Heft). Der neo-gramscia-
nische Ansatz der Internationa/ Pölitz-

caZ Economy geht massgeblich auf die
Arbeiten von Robert W. Cox zurück.
Cox, gebürtiger Kanadier, vor seiner

Universitätstätigkeit während 25 Jah-

ren am Internationalen Arbeitsamt
(ILO) in Genf tätig, hat es mit seinen in
der Zeitschrift Millennium erschiene-

nen Aufsätzen geschafft, in einem der
konservativsten wissenschaftlichen Fä-
eher in Nordamerika, nämlich den in-
fcrnafzonaZ reZafz'otw, kritische For-
schung anzuregen. Unter dem Titel
„Weltordnung und Hegemonie —

Grundlagen der Internationalen EoZi-
ti.se/zen Ökonomie " (1999) hat die For-
schungsgruppe FEG Cox' grundlegen-
de Aufsätze, die bisher nur in Englisch
greifbar waren, als Studie Ar. II in
Deutsch herausgegeben und mit einer
konzisen Einführung in dieses neue
Paradigma der internationalen Bezie-
hungen versehen (vgl. auch Bieling/
Deppe in: Das Argument, Heft 217/
1996).

Stephen Gill (Dept. o/ EoZiticaZ

Science, Universität von York, Kanada),
gewissermassen Cox' „Meisterschü-
1er", Herausgeber des Sammelbandes

„Gram.sci Historical Materialism and
International Relations", legte an der
Konferenz die theoretischen Fundierun-

gen einer neo-gramscianischen Theorie
internationaler Beziehungen dar und
zeigte, wie diese auch für eine Analyse
der europäischen Integration fruchtbar
zu machen ist. Die gegenwärtige Domi-
nanz des Neoliberalismus charakteri-
sierte er als „rule of a non-hegemonic
bloc of forces that exercises dominance
for a period over apparently fragmented
populations until a coherent form of
opposition emerges", basierend auf den
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grossen oligopolistischen Firmen, die
sowohl „innerhalb" als auch „ausser-
halb" des Staates operieren und Teil der
lokalen und globalen politischen Struk-
turen sind. Hauptfunktion dieses Blok-
kes ist die Intensivierung der Kapital-
disziplin in Staat und (Zivil-)Gesell-
schaft. Gill spricht von einem „discipli-
nary neo-liberalism in Europe", vor al-
lern mit dem Projekt der Währungsuni-
on verbunden, „restraining democracy
and protecting private property rights
and setting the governance frameworks
that impose macroeconomic discipline
under a regime of austerity" (vgl. Gill
1998).

In Europa ist der neo-gramsciani-
sehe Ansatz vor allem in den Nieder-
landen vertreten, fokussiert auf Am-
sterdam, so dass sich der Name Am-
sfen/am sc/zoo/ durchgesetzt hat. Die
erste breit beachtete Arbeit war Kees

van der Pijls „P/ie A/akWg o/an Af/are-
tic Puling Class" (1984; vgl. ders.

1998). Spezifisch für den Ansatz ist,
auf der neo-gramscianischen Theorie
internationaler Beziehungen aufbau-
end, der /raefiona/ism: Aus den ver-
schiedenen funktionalen Kapitalfor-
men (Handels-, produktives und Fi-
nanzkapital) wird Klassenformierung
als fransnafiona/er Prozess rekonstru-
iert. Baastian van Apeldoorn (Ma.r-
P/anck-Znsriiuf /ür Cesei/scAa/fs/or-
sc/zung, Köln) legte seine Untersu-
chungsergebnisse dar, nämlich zur Fra-

ge, wie sich im Verlaufe der 80er Jahre
eine „transnational class strategy" mit
einer spezifischen politischen Vertre-
tungsform (European PouncitaWe o/
/nrfustriaiists) entwickelte. Von den
verbeiteten Formen des Lobbyismus
auf europäischer Ebene unterscheide
sich dieser durch seine langfristige stra-
tegische Perspektive. Auch Henk Over-
beek (Dept. o/ Po/ifica/ Science anrf

Wie Administration, Freie Universi-

tät Amsterdam) zeichnete die neolibe-
rale Restrukturierung in Westeuropa
als Verhandlungsprozess auf europäi-
scher Ebene nach, betonte allerdings,
dass diese im „atlantischen Kontext"
untersucht werden müsse. Das neoli-
berale Projekt befinde sich nach seiner
„zerstörerischen" nun in der „rekon-
struktiven Phase", in der es darum gehe,
eine soziale Basis zu schaffen. Wenn
dies in einer Phase der Konsolidierung
gipfeln sollte, dann gebe es „keinen
Weg mehr zurück". In welcher Phase

dieses Prozesses wir uns heute befin-
den, gab natürlich Anlass zu Diskus-
sionen. Magnus Ryner (Pesearc/i Cen-

tre o/Znfernaft'ona/ PWtrica/ Economy
an der Universität von Amsterdam)
analysierte in diesem Zusammenhang
die gegenwärtigen öffentlichen Diskur-
se eines „Dritten Weges" als spezifi-
sehe Dynamik der Politik eines „sozi-
aldemokratischen Neoliberalismus in
Europa". Insbesondere den Studien von
Anthony Giddens komme hinsichtlich
der Neubestimmung der „Linken au/
dem Terrain des Neoliberalismus" eine
Schlüsselfunktion zu. Welche Formen
eine solche „Konsolidierung" des Neo-
liberalismus annimmt, zeigte Thorsten
Schulten (Wirtsc/za/fs- und Sozza/wri-
senscfta/f/ic/zes Znsfifuf WS/, Düssel-
dorf) am Beispiel der europäischen Ge-
werkschaften auf: wettbewerbsorien-
tierte „Betriebskorporatismen", lohn-
moderierende „soziale Pakte" auf na-
tionaler Ebene und eine „symbolische
Europäisierung" im Rahmen der EU-
Institutionen (sozialer Dia/og) binden
die Gewerkschaften in einen „competi-
tive corporatism" ein, der mit den alten

„keynesianischen" Strategien kaum
mehr etwas zu tun hat.

Das Hauptproblem neo-gramsciani-
scher Arbeiten besteht in dem Fehlen
intermediärer Analysekonzepte. Der
Weg von Gramscis theoretischen Be-
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griffen zu empirisch-analytisch hand-
habbaren Konzepten wird oft verkürzt
gesehen, was sich dann am unvermit-
telten „Aufprallen" empirischer For-
schungsergebnisse auf maiferconcepts
zeigt. Voraussetzung für eine verbes-
serte sozialwissenschaftliche For-
schung mit diesen Begriffen ist ihre
weitere „Aufschlüsselung", also eine

Operationalisierung. Schritte in diese

Richtung gingen Hans-Jürgen Bieling
und Jochen Steinhilber (FEG, Univer-
sität Marburg) mit ihrer Analyse „he-
gemonialer Projekte im Prozess der

europäischen Integration". Sie schlu-

gen konzeptuelle Modifikationen des

Begriffes der rransMat/cma/en Hege-
mom'e vor, insbesondere eine stärkere

Berücksichtigung der sozialkonstruk-
tivistischen Momente. Über die (von
der kritischen Forschung bisher über-
zeugend geleisteten) Analysen der in-
teressengeleiteten rationalen Hand-
lungsstrategien wirtschaftlicher und

politischer Akteure hinaus sollen, un-
ter anderem in Anknüpfung an die (frü-
hen) Arbeiten Ernesto Laclaus, die

„motivating social myths", die Verbin-
düngen von materiellen Interessen,
Praktiken diskursiver Interaktion und
Formen kollektiver affektiver Imagi-
nation geklärt werden. Aufgezeigt wur-
de dies an drei hegemonialen Projekten
neoliberaler Restrukturierung, nämlich
der Errichtung des Europäischen Wäh-

rungssystems, des Binnenmarktes und
der Währungsunion. Allerdings kom-
men sie zum Schluss, dass nur gerade
im Fall des Binnenmarkt-Projektes von
Aspekten eines ewp/ion'c neo-h'&era-
fem gesprochen werden könne. Ent-
sprechend dem Elitencharakter des In-
tegrationsprozesses bleibe es in der

Bevölkerung meistens bei einer Mi-
schung aus permissiver Zustimmung,
Desinteresse, Apathie, Indifferenz und/
oder diffuser Skepsis.

Auch im Anschluss an den Beitrag
von Bieling/Steinhilber kam es zur
Debatte, die die ganze Konferenz
durchzog, nämlich ob und wie weit
wirklich von neoliberaler Hegemonie
gesprochen werden kann und soll. Bie-
ling/Steinhilber sehen bezüglich „he-
gemony within the European Union

more than tacit agreement of the

masses ; at least partly it involves active
consent and se //-motivate«/ engagement
as well as materia/ compromises with
(parts of) the subaltern classes". Van
Apeldoorn spricht von einem „embed-
ded neoliberalism", damit die verbrei-
tete Charakterisierung der Nachkriegs-
regimes als „embedded liberalism"
aufnehmend. Damit ist ein grundle-
gendes, vielleicht das grundlegende
Problem der Staats- «nd hegemonie-
theoretischen Debatten aufgeworfen:
Können (In-)Stabilität und (In-)Kohä-
renz der gegenwärtigen Formation an

derjenigen der fordistisch-keynesiani-
sehen Phase „gemessen" werden? Wie-
viel soziale Integration, politische Le-
gitimität und gesellschaftliche Kohäsi-
on braucht der Neoliberalismus, um
stabil zu sein? Gill spricht, angesichts
des deutlichen Überwiegens der
Zwangselemente über diejenigen der

Zustimmung, nicht von einer Hegemo-
nie des Neoliberalismus.

Auch die Frage, inwieweit es bereits
einen neuen, „transnational historic
bloc" gibt, gekennzeichnet durch trans-
nationale Klassenformierung und die

Marginalisierung der organisierten Ar-
beiterschaft, blieb umstritten. Aus re-
gulationstheoretischer Sicht kann ge-
genwärtig nicht von einer stabilen Kon-
figuration gesprochen werden; zu viele
dysfunktionale Regulierungselemente
gibt es, der Regimewettbewerb und die
Standortkonkurrenz im europäischen
Binnenmarkt haben erst angefangen zu
wirken, die Währungsunion wird den
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Zwang zurDivergenz und die Fragmen-
tierung der europäischen Gesellschaf-
ten weiter vorantreiben. Ob es die euro-
päische Sozialdemokratie angesichts
dieser Prozesse vermag, einen abfedern-
den „sozialen Unterbau" für die neoli-
beralen wirtschaftlichen und politischen
Mechanismen zu schaffen, ohne die

Ztarapeaw dt'sap/wary st/uaft'on dabei

zu sprengen, bleibt und ist nicht nur für
den Berichterstattenden äusserst frag-
lieh. Dass die Dynamik des europäi-
sehen Liberalisierungs- und Deregulie-
rungsprozesses keineswegs gebrochen
ist, legte Dieter Plehwe WAsensc/ta/fo-
zenrram ßer/m, WZß) am Beispiel des

europäischen Logistiksektors dar. Nach
wie vor sind transnationale, sowohl in-
nereuropäische wie auch transatlanti-
sehe unternehmerischepressure groups,
in enger Kooperation mit der EU-Kom-
mission, erfolgreich im „Knacken" na-
tionalstaatlicher Regulierungen und in
der „Öffnung" staatlicher Tätigkeitsbe-
reiche.

In der Schlussdebatte wurde festge-
stellt, dass es sich - gerade auch für
Fallstudien - lohnt, an „alte Debatten"
wie diejenige über die Staatstheorie
zwischen N. Poulantzas, E.P. Thomp-
son und Ralph Miliband anzuknüpfen
(vgl. auch Jessop 1999). Overbeek be-

mängelte zurecht, dass es bisher keine
umfassende Darstellung der europäi-
sehen Integration aus kritischer Sicht
gibt, obschon doch die theoretischen
Grundlagen als auch eine Fülle von
Einzelstudien vorhanden sind. Gill
wies beiläufig auf die an Veranstaltun-

gen ähnlicher Art in Nordamerika all-
gemein selbstverständliche Einbezie-
hung der genfer and race-Aspekte hin.
An der Marburger Konferenz fehlten
diese. Die vorgelegten Papers werden
unter dem Titel „TAe European con/i-
gurafi'on-Dimeniioni o/a cn'ft'ca/ ana-
Zysis " zunächst in Englisch als FEG-
Studie (feg@mailer.uni-marburg.de),
später auch in deutscher Übersetzung
erscheinen.
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Mirjam van Reisen: Global Player
EU. Die Nord-Süd-Politik der Europäi-
sehen Union. Analyse - Kritik - Re-
formansätze. WEED/terre des hommes,
Bonn, 1999 (73 S„ 12 DM)

In der Nord-Süd-Politik der Europäi-
sehen Union besteht erheblicher Re-
formbedarf. Die Politik ist Widerspruch-
lieh und ohne eine einheitliche strategi-
sehe Konzeption. Die Orientierung am
Leitbild einer ökologisch tragfähigen
und sozial gerechten Entwicklung und
das Primat der Armutsbekämpfung wer-
den weiterhin durch die Gemeinsame

Agrarpolitik und die Ausrichtung auf
die Außenhandelsinteressen der euro-
päischen Wirtschaft konterkariert.

Ein zusätzliches Problem: Die insti-
tutionellen Zuständigkeiten für die
Nord-Süd-Politik sind innerhalb der
EU-Kommission zersplittert und die

Abstimmung zwischen der Kommissi-
on und den Mitgliedsstaaten funktio-
niert nur ungenügend. Vor allem infol-
ge des konstanten Personalmangels hat
die Arbeitsfähigkeit der Generaldirek-
tion innerhalb der Brüsseler Kommissi-
on, die gerade für die ärmsten Entwick-
lungsländer zuständig ist (DG VIII),
dramatisch abgenommen. Die Folge:
Jährlich werden Entwicklungshilfegel-
der in Milliardenhöhe von der Kommis-
sion nicht abgerufen, landen meist wie-
der in den Finanzministerien der Mit-
gliedsstaaten und sind damit für Ent-
wicklungszwecke verloren.

Zu diesem Ergebnis kommt die Brüs-
seier Entwicklungsexpertin Mirjam van
Reisen in einer Studie, die sie im Auf-
trag der deutschen Nord-Süd-Organisa-
tionen terre des hommes und WEED
angefertigt hat. Die Studie mit dem Ti-
tel „G/oba/P/ayer£I/" informiert über
die Strukturen europäischer Nord-Süd-
Politik, analysiert die aktuellen Trends,
identifiziert Schwachstellen und Stär-

ken der EU-Politik - und skizziert Re-

formvorschläge. Sie bietet zum einen
eine allgemeine Orientierungshilfe im
unübersichtlichen Geflecht europäi-
scher Handels- und Entwicklungspoli-
tik und konzentriert sich zum anderen
bewußt auf einige aktuelle Themen, die
im deutschsprachigen Raum bisher
kaum diskutiert wurden. Dazu zählen

Fragen der Organisation und entwick-
lungspolitischen Kapazität der EU-
Kommission, die finanziellen Perspek-
tiven der europäischen Entwicklungs-
Zusammenarbeit für die kommenden
Jahre, das entwicklungspolitische In-
strument der direkten Haushaltszu-
schüsse sowie der zunehmende Trend
zu Freihandelsabkommen zwischen der
EU und Ländern bzw. Regionen des

Südens. Vor allem das letzte Thema ist
angesichts der gegenwärtigen Verhand-
lungen zwischen der EU und der Staa-

tengruppe Afrikas, der Karibik und des

Pazifik (AKP-Gruppe) über ein neues

Kooperationsabkommen, das das bis-
herige ,,Lomé-IV-Abkommen" bis
Ende Februar 2000 ersetzen soll, von
besonderer Brisanz.

Die Studie bleibt nicht bei der kriti-
sehen Analyse stehen, sondern formu-
liert auch Schlußfolgerungen für eine
Reform der europäischen Nord-Süd-
Politik. Dazu zählen unter anderem der
Ausbau und die Bündelung der ent-
wicklungspolitischen Kapazitäten der
Kommission, die Stärkung des Euro-
päischen Parlaments, das Eintreten für
weitere Entschuldungsschritte auf EU-
Ebene, die verstärkte Nord-Süd-Koope-
ration im Bereich sozialer Investitio-
nen, die radikale Reform der Gemeinsa-

men Agrarpolitik und die stärkere Be-
rücksichtigung von Entwicklungszielen
in der EU-Handelspolitik.

Eine erweiterte Fassung der Studie
ist im November 1999 in englischer
Sprache erschienen. Dieses Buch ent-

198 WIDERSPRUCH - 38/99



hält zusätzliche Kapitel zu Themen wie,
Koordination der EU-Politik, Rolle eu-

ropäischer NGOs, Investitionspolitik so-
wie zu den institutionellen Rahmenbe-

dingungen der politischen Kooperation
zwischen den AKP-Staaten und der EU.

Die Studie in Deutsch kann bestellt
werden bei WEED, Bertha-von-Sutt-
ner-Platz 13, D-53111 Bonn, Tel.: +49-
228 766130, Fax: +49-228 696470, e-
mail: weed@weedbonn.org.

Mirjam van Reisen: EU 'Global
Player'. The North South-Policy of the

European Union. Published by Euro-
step, terre des hommes Germany, Trans-
national Institute and WEED. Utrecht:
International Books, November 1999,
255 S. (ISBN 90 5727 0358). Bezugs-
adresse des englischen Buches: Interna-
tional Books, Alexander Numankade
17, 3572 KP Utrecht, The Netherlands.
Fax: +31 30 273 36 14; E-mail: i-
books@antenna.nl. Preis: NLG 59.95/
US$ 29.95 (+ Versandkosten NLG
10.00/US$ 7.50).

Jens Martens

Patrick Ziltener: Strukturwandel
der europäischen Integration. Die
Europäische Union und die Verände-

rung von Staatlichkeit. Verlag Westfä-
lisches Dampfboot, Münster 1999 (272
S„ Fr. 48.-)

Patrick Zilteners Studie beschäftigt
sich mit der Veränderung von Staat-

lichkeit in Europa durch den europäi-
sehen Einigungsprozess. Das Buch ist
zweigeteilt; der erste Teil befasst sich
mit unterschiedlichen Theorieansätzen

zur Analyse der europäischen Eini-
gung. Ziltener versucht dabei, die An-
sätze der französischen Regulations-
schule und der Weltsystemtheorie für
eine Theorie der Veränderung von
Staatlichkeit im europäischen Integra-
tionsprozess nutzbar zu machen. Der
zweite Teil analysiert auf historisch-
empirischer Basis den Wandel der Zie-
le und Methoden der europäischen Ei-
nigung von den Anfängen der Europäi-
sehen Wirtschaftsgemeinschaft 1957

bis zur Europäischen Union der Ge-

genwart. Den „Strukturwandel der In-
tegration" verortet der Autor im Über-

gang von wohlfahrtsstaatlich-fordisti-
sehen Konzepten der 50er und 60er

Jahre zum schumpeterianischen Wett-
bewerbsstaat seit Mitte der 80er und

quer durch die 90er Jahre.

Das Buch erinnert an den Ausgangs-
punkt des Integrationsprojekts der Eu-
ropäischen Gemeinschaft: die geostra-
tegischen Interessen der USA und die
Interessen der europaorientierten Eli-
ten in Frankreich, Westdeutschland,
Großbritannien, Italien und den Bene-
luxstaaten. So manchen heutigen Ideo-
logen der „westlichen Wertegemein-
schaft" mag Zilteners nüchterne Beur-
teilung des damaligen „transatlanti-
sehen Elitenpakts" sauer aufstossen:

„Zwei Fragen standen im Vordergrund,
nämlich wie die Wirkung der US-Wirt-
schaftshilfe (des Marshall-Plans, K.D.)
maximiert werden kann und wie die
deutschen Ressourcen am besten für
den Westen zu kanalisieren sind.
Albtraum der US-Amerikaner war ein
in sich gespaltenes Westeuropa, des-

sen Volkswirtschaften und Staaten sich

gegenseitig konkurrenzieren, statt die

Bedingungen für einen ökonomischen
Aufschwung zu schaffen und so mittel-
fristig die US-amerikanischen Kosten
für die Europapolitik zu reduzieren."
(S. 90) Schließlich ging es um die öko-
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nomische Stabilisierung Westeuropas
als Bollwerk gegen den „Sowjetblock"
im Kalten Krieg.

Ziltener unterscheidet die „Methode
Monnet" und die mit dem EG-Binnen-
marktprogramm eingeleitete „wettbe-
werbsstaatliche Integrationsweise" als

die beiden wesentlichen und konträren
Entwicklungspfade der Europäischen
Gemeinschaft seit Gründung der EWG.
Die Methode Monnet verkörperte eine

„Art aufgeklärtes Despotentum" (Jac-

ques Delors) geistig unabhängiger eu-
ropäischer „Gründerväter". Diese setz-

ten allein auf eine passive Unterstüt-

zung der Bevölkerung zu Europa, nach-
dem sie in kleinen diplomatischen Zir-
kein die Weichen gestellt hatten. Im
Mittelpunkt stand laut Ziltener ein Pro-

jekt „keynesianisch-korporatistischer
Staatlichkeit auf europäischer Ebene".
Für gewichtig erachtete gesellschaftli-
che Interessengruppen wurden von den
Entscheidern in den Regierungen bei
der Aushandlung „europäischer Re-

gime" ins Boot geholt, Wohlfahrtsstaat-
liehe Interessenkompromisse ausge-
handelt und festgezurrt. Die ursprüng-
liehe EG-Agrarpolitik siehtZiltener als

Paradebeispiel dieses Integrationsmu-
sters. Sie „ist von wohlfahrtsstaatli-
chem Denken geprägt (Einkommens-
Sicherung der Bauern als zentrales

Ziel)". Sie „ging einher mit der Koor-
dination, ja Fusion der Interventions-
Systeme der sechs Mitgliedstaaten auf
hohem regulatorischem Niveau. Supra-
nationale Instanzen übernahmen - un-
ter Kontrolle der nationalen Regierun-

gen - einen Großteil der Funktionen,
die vorher von nationalen Apparaten
ausgeübt wurden." (S. 113) Dem glei-
chen Muster folgten die Versuche, eine

„europäische Wirtschaftsprogrammie-
rung" bis hin zu einer indikativen Wirt-
Schaftsplanung in den 60er und bis
Mitte der 70er Jahre zu verankern

(S.114ff). Sie scheiterten jedoch we-
sentlich am Widerstand Westdeutsch-
lands, das sich einer „liberalen" Wirt-
Schaftspolitik verpflichtet sah.

Unterschiedliche nationale Strategi-
en zur Bekämpfung der Wirtschafts-
krise führten in den 70er Jahren weit-
gehend zur Renationalisierung der

Wirtschaftspolitik. In der Zwischen-
phase bis Anfang der 80er Jahre wurde
auf wirtschaftspolitischem Gebiet
meist erfolglos herumlaboriert. Auf
eine gemeinschaftlichkontrollierte und
effizient durchgeführte keynesianische
Globalsteuerung konnte man sich nicht
verständigen. Die zuvor starke Positi-
on der Europäischen Kommission wur-
de relativiert. Viele Entscheidungen
waren künftig durch einen langwieri-
gen Aushandlungsprozess zwischen
den Regierungen auf kleinstem ge-
meinsamen Nenner geprägt (Intergou-
vernementalismus). Das Binnenmarkt-
projekt kam Anfang der 80er Jahre
nicht so recht aus den Startlöchern,
weil sich die Mitgliedstaaten nichtüber
europäische Harmonisierungsregelun-
gen und Standards einigen konnten.

"Der Wechsel von der Methode der

Marktschaffung mittels Harmonisie-

rung zu derjenigen der gegenseitigen
Anerkennung nationaler Standards und
die Ausdehnung der Marktschaffung
auf neue Wirtschaftsbereiche, insbe-
sondere die Finanzmärkte" brachte den
entscheidenden Durchbruch für einen
Strukturwandel der europäischen Inte-
gration hin zur „Wettbewerbsstaatlich-
keit". Die neue Integrationsmethode
beschreibt Ziltener wie folgt: „Starke
und stringente Bindungen" der natio-
nalstaatlichen Politik gibt es in bezug
auf alles, was „Wettbewerb" beein-

trächtigen könnte: das Verbot von Ein-
schränkungen der Bewegungsfreiheit
des Kapitals, von Handelshemmnissen,
nicht marktkonformen Regulierungen
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des öffentlichen Beschaffungswesens
etc. Die innereuropäische Stand-
ortkonkurrenz führte zu einer zuneh-
menden Einschränkung der Gestal-
tungsmöglichkeiten in den weitgehend
nicht-vergemeinschafteten Bereichen
der Steuer-, Sozial-, Tarif- und Um-
weltpolitik." (S. 202f) Verschärft wur-
de diese Entwicklung durch „die
Durchsetzung monetaristischer Prinzi-
pien in der Geldpolitik: der absolute

Vorrang der monetären Stabilitätsori-
entierung, die völlige Unabhängigkeit
der Zentralbanken, die Durchsetzung
und langfristige Sicherung einer re-
striktiven Finanz- und Haushaltspoli-
tik. Die beiden Bereiche bindender
Regulierungen haben zusammen ein
historisch unvergleichliches Austeri-
tätskorsett für Staatlichkeit in Europa
zur Folge, wie es unter Bedingungen
demokratisch-nationalstaatlicher Poli-
tik so kaum hätte zustande gebracht
werden können." (S. 203)

Damit verändert sich auch die Funk-
tion und Wirkungsweise staatlicher Po-

litik: „Die europäische Integration
während der 50er und 60er Jahre stärk-
te Staatlichkeit und damit auch Politik
aufnationaler Ebene. Die neue Integra-
tionsweise hat eine Stärkung - im Sin-
ne einer relativen Erweiterung der
Handlungs- und Gestaltungschancen -
bestimmter Akteure und Schwächung
anderer zur Folge, was auch auf die
nationale Ebene durchschlägt. Die Wir-
kung kann insgesamt als Fragmente-
rang und D/versi/iziera/ig von Politik
beschrieben werden, als Förderung des

Übergangs zu wettbewerbsstaatlichen
Formen und Inhalten von Politik. Ein
Grundzug der Politik unter den neuen
Bedingungen ist ein verändertes Kräf-
teverhältnis zwischen politischen und
ökonomischen Akteuren zugunsten der

letzteren, sowohl auf der nationalen
wie auf der europäischen Ebene." (S.

204f) Jacques Delors' ursprüngliches
Projekt, den europäischen Binnen-
markt durch ein „soziales Europa" mit
hohen gemeinschaftlichen Sozialstan-
dards einzuhegen, sieht Ziltener als klar
gescheitert an.

Die Grundzüge des Strukturwandels
der Integration zum „neuen Europa"
hat Ziltener auf den Kerngebieten der
Wirtschafts-, Fiskal- und Sozialpolitik
sorgfältig und klar herausgearbeitet.
Zwei wichtige Aspekte der Verände-

rung von Staatlichkeit in Europa wer-
den dagegen nur am Rande gestreift:
die Innen- und Justizpolitik unter dem
Stichwort „Festung Europa" und die
gemeinsame Aussen- und Sicherheits-
politik unter dem Motto der „Selbstbe-
hauptung Europas". Die demokratie-
theoretischen Implikationen von EU-
ROPOL und des Schengener Abkom-
mens werden eher kursorisch erwähnt.
Ziltener hat die Arbeit zu seinem Buch
schon 1997 abgeschlossen. Die mitbru-
taler Offenheit verkündete neue Gang-
art der Gemeinsamen Aussen- und Si-
cherheitspolitik seit dem Kölner EU-
Gipfel vom Juni 1999 konnte er des-
halb noch nicht auswerten. Die EU
setzt nach dem NATO-Krieg gegen Ju-

goslawien auf eine eigenständigere
Rolle bei der militärischen Krisenbe-
wältigung in ihrem Einflussbereich.
Künftige Aktionen sollen auch unab-

hängig von den USA möglich werden.
Dafür will sie ihre Kapazitäten in den

Bereichen strategische Aufklärung,
strategischer Transport und Streitkräf-
teführung ausbauen, die Rüstungspia-

nung und -beschaffung weiter harmo-
nisieren, um mittelfristig eine den USA
vergleichbare Kriegsführungsfähigkeit
zu gewinnen. Die Westeuropäische
Union soll zur Förderung dieser Pro-
zesse ganz in der EU aufgehen. Dies ist
der Anfang einer militärischen Ord-
nungsmachtpolitik der EU, die das bis-
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herige Konzept der „Zivilmacht Euro-
pa" endgültig abgelöst hat. Unter Ger-
hard Schröders Devise „Wir brauchen
das neue Europa für die neue NATO
und wir brauchen die neue NATO für
das neue Europa" schält sich der harte
Kern jenes Euromilitarismus heraus,

vor dem die Grünen in den 80er Jahren

erfolglos gewarnt hatten.

Doch zurück zu Zilteners Studie. Der
erste Teil des Buches diskutiert die
Gesellschafts- und Integrationstheori-
en verschiedener Denkschulen in der
Absicht, sie für eine Analyse des Wan-
dels von Staatlichkeit in Europa nutz-
bar zu machen. Mit guten Argumenten
kritisiert der Autor neo-funktionalisti-
sehe und neo-institutionalistische
Theorien der europäischen Integration
und zeigt die analytischen Schwächen
der aktuelleren Theorieansätze auf (dy-
namisches Mehrebenensystem; König/
Rieger/Schmitt und Jachtenfuchs/Koh-
ler-Koch). Ziltener bezieht sich kon-
struktiv auf Autoren der „Weltsystem-
théorie" (I. Wallerstein, V. Bornschier)
und auf neuere Staatstheorien (B. Jes-

sop, J. Hirsch), die an die „französische
Regulationsschule" (Aglietta, Boyer,
Lipietz u.a.) anknüpfen.' Allerdings
vermisst Ziltener sowohl bei der Regu-
lationsschule (S. 59/62) als auch bei
der Weltsystemtheorie (S. 77) eine an-

gemessene Konzeptualisierung der eu-
ropäischen Integration. Weitere Ein-
sichten verspricht er sich von Debatten
über das „Verhältnis von globalem und
nationalem Raum" (S. 70f).

So bleibt am Ende der tour ri ' /tori-
zo» zu den verschiedenen Denkschu-
len das Postulat, dass eine europäische
Staatstheorie eine „historisch geneti-
sehe Theorie" sein müsse, die „syste-
matisch die Frage nach den Determi-
nanten der (variablen) Form europäi-
scher Staatlichkeit stellt" (S. 78). „Da
viele Determinanten von Staatlichkeit
diskontinuierlichem Wandel unterwor-
fen sind, dürfte, so die These, dies auch

bezüglich der europäischen Ebene von
Staatlichkeit zu beobachten sein." (S.
81) Im Zentrum von Zilteneres Analy-
sekonzept steht deshalb die Verände-

rung der „Integrationsweise". Dage-

gen ist nichts einzuwenden. Allerdings
ist die Forderung nach einer „histo-
risch genetischen Theorie" mit einem
besonderen Blick für „diskontinuierli-
chen Wandel" ein recht allgemeines
und weitgehend unbestrittenes Postu-
lat. Der starke Bezug auf Regulations-
schule und Weltsystemtheorie aus dem
ersten Teil des Buches bleibt für mich
ohne stringente Verbindung zum zwei-
ten, historisch-analytischen Teil. Zil-
tener hat die ihm verfügbaren histori-
sehen Fakten im zweiten Teil des Bu-
ches allerdings so aufbereitet, dass sei-

ne zentrale These vom „Strukturwan-
del der europäischen Integration" aus
dem empirischen Material heraus de-
tailreich erhärtet wird. Das Buch ist
allen wärmstens zur Lektüre zu emp-
fehlen, die sich für Geschichte und
Perspektiven der europäischen Integra-
tion interessieren.

Klaus Dräger

Anmerkung

1 Eine Globalkritik der Regulationstheo-
rie liefern Robert Brenner und Mark
Glick in ihrem Aufsatz „The Regulati-
on Approach - Theory and History",

New Left Review 188, July/August
1991. Eine alternative Erklärung der

Krisenentwicklung des globalen Kapi-
talismus versucht Robert Brenner:
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"Turbulence in the World Economy"
(London 1999). Im deutschen Sprach-
räum haben u.a. Peter Strutynski „Die
Legende vom Postfordismus" (Blätter
für deutsche und internationale Politik
6/96) und Michael R. Krätke: „Nach 20
Jahren - Umbrüche in der kapitalisti-

sehen Weltwirtschaft und die Perspek-
tiven der Linken" (Sozialistische Poli-
tik und Wirtschaft, spw, Heft 2 und 3/
99) begründete Zweifel an der Erklä-
rungskraft der Regulationstheorie an-
gemeldet.

Margit Koppen: Strukturelle Wettbe-
werbsfähigkeitvonVolkswirtschaften.
Ein Gegenentwurf zur Standortkon-
kurrenz. Metropolis-Verlag, Marburg,
1998 (261 S„ 58 DM).

Die Ökonomin Margit Koppen liefert
eine solide ökonomietheoretische Fun-

dierung dessen, was der sozialdemo-
kratische Ex-Finanzminister Oskar La-
fontaine irgendwie anstrebte, aber nicht
zu vermitteln wußte: die Stärkung der

Wettbewerbsfähigkeit, ohne das Aus-
land bzw. den nicht-olympiareifen Teil
der heimischen Bevölkerung zu schä-

digen. Der gängigen Vorstellung, Wett-
bewerbsfähigkeit könne allein durch
die rigorose Anpassung an die billiger
produzierende Weltmarktkonkurrenz
gesichert werden, und der Kritik füh-
render Außenwirtschaftstheoretiker
(vor allem Paul Krugman) am neomer-
kantilistischen Wettbewerbsdenken
setzt Koppen ihr eigenes Konzept ent-

gegen. Strukturell wettbewerbsfähig ist
eine Volkswirtschaft, wenn es ihr ge-
lingt, „ihre zentralen wirtschaftspoliti-
sehen Ziele, vor allem Einkommens-
und Beschäftigungswachstum, zu rea-
lisieren, ohne in Zahlungsschwierig-
keiten zu geraten" (S. 10). Dieses Ziel
kann laut Koppen erreicht werden,
wenn nicht allein die technologische
Innovationsfähigkeit gestärkt, sondern
auch die heimische und internationale
Nachfrage mittels koordinierter Wirt-

schaftspolitik und Wechselkurszielzo-
nen gesichert wird.

Bei der Begründung dieser These

geht sie bewußt eklektisch vor. Mit
Hilfe der evolutionstheoretischen In-
novationsforschung arbeitet sie tech-

nologische Innovationsfähigkeit mit
ihren systemischen und pfadabhängi-
gen Eigenschaften als Ursache interna-
tionaler Einkommensunterschiede her-

aus. Stilles, personengebundenes Er-
fahrungswissen sei einer der wichtig-
sten Gründe dafür, daß technologische
Unterschiede zwischen Ländern lange
bestehen könnten. Vorteile bei Lohn-
stückkosten wirkten deshalb nur in den

durch sektorspezifische Technologie-
differenzen gesetzten Grenzen.

Vermittels postkeynesianischer An-
sätze zeigt Koppen den Zusammenhang
von technologischen Lücken zwischen
Volkswirtschaften, exportorientierter
Entwicklung und Wachstumsunter-
schieden auf. Dabei steht die Frage im
Vordergrund, wie vermieden werden
kann, daß eine nichtpreisliche, techno-

logiegetriebene Wettbewerbsstrategie
nicht zu Lasten des Auslands geht. Die
orthodoxe Antwort der monetären Au-
ßenwirtschaftstheorie, dies sei nur mit-
tels flexibler Wechselkurse möglich,
lehnt sie mit dem auch theoretisch be-

gründeten Nachweis ab, daß diese dau-
erhafte Leistungsbilanzüberschüsse
(bzw. Defizite) nicht verhindert hätten.
Sie setzt vielmehr aufZielzonen für das
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Wechselkursgefüge und auf Stärkung
des inländischen Wachstums. Das
durch Leistungsbilanzüberschüsse sich

ergebende Wachstumspotential sollte

ausgenutzt werden, wobei durch den
damit einhergehenden Abbau der Über-
schüsse auch das Ausland am eigenen
Wachstum beteiligt würde.

Auf der Basis des regulationstheore-
tischen Ansatzes argumentiert sie
schließlich für eine Reintegration na-
tionaler Produktions- und Konsumti-
onsnormen. Da inländisches Wachs-
tum durch Rationalisierungsstrategien
gebremst sei, bedürfe es einer Mobiii-
sierung neuer Quellen der Binnennach-
frage, sprich einer neuen Konsumti-
onsnorm.

So überzeugend auch ihre Auseinan-
dersetzung mit der herrschenden Au-
ßenwirtschaftstheorie und der auf
Lohnkürzungen setzenden neolibera-
len Marktorthodoxie ausfällt, so weicht

Koppen den Implikationen eines von
ihr selbst beschriebenen Trends aus.
Die größere Kodifizierbarkeit von In-
formation bewirke, „daß kumuliertes
stilles Wissen in den Industrieländern
relativ an Bedeutung verliert und mehr
Länder als bisher in den Kreis der Emp-
fängerländer von Investitionen einbe-

zogen werden" würden (S. 246). Da
Deutschland Exporterfolge im wesent-
liehen im Bereich mittlerer Technolo-
gie verzeichnet, könnte somit der Ko-
sten- und Preiswettbewerb zunehmen.
Nachdem durch das auch selbstver-
schuldete Scheitern von Oskar Lafon-
taine als deutscher Finanzminister die

Verwirklichung internationaler Koor-
dination wieder weiter in die Ferne

gerückt ist, sind überzeugende Ant-
Worten auf den Kostenwettbewerb der
Standorte um so notwendiger denn je.

Christoph Scherrer

Kurt Hübner: Der Globalisierungs-
komplex. Grenzenlose Ökonomie -
grenzenlose Politik? Edition Sigma
Berlin 1998 (378 S„ DM 44.-)

Hübners Buch differenziert auf der Ba-
sis zahlreicher empirischer Untersu-
chungen den Begriff „Globalisierung"
aus. Globalisierung ist demnach pri-
mär im ökonomischen Kontext anzu-
siedeln. Sie stellt aber nicht einfach ein

quantitatives Phänomen von Wirt-
Schaftswachstum dar, sondern ist ein
auf quantitative und qualitative Verän-
derungen im ökonomischen und sozia-
len Bereich sich beziehender Prozess.
Rein quantitativ lässt sich Globalisie-

rung mit der Internationalisierung der
Wirtschaft des Golden Age vor dem

Ersten Weltkrieg vergleichen, von der

qualitativen Seite her dagegen ist Glo-
balisierung als stärkere Vernetzung und

Vertiefung von kapitalistischen Markt-
beziehungen über den Aufbau von
transnationalen Firmen- und Branchen-
netzwerken zu verstehen. Globalisie-

rung ist ein Prozess spontaner, markt-
geleiteter und mikroökonomisch indu-
zierterVerflechtungsstrategie. Die Öff-
nung nationaler VOlkswirtschaften und
die Liberalisierung internationaler öko-
nomischer Transaktionen werden je-
doch nicht von der äquivalenten globa-
len Einbettung in ein Regulationsre-
gime begleitet.

Paradebeispiel ökonomischer Glo-
balisierung sind für Hübner die sich
fortschreitend integrierenden Geld-
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und Kapitalmärkte, die seit der Dekon-
struktion des Bretton-Woods-Systems
über Futures- und Options-Transaktio-
nen in der Geschichte internationaler
Finanzbeziehungen einzigartige Stei-

gerungsraten zu verzeichnen hatten:
Diese Geld- und Kapitalmärkte kon-
zentrieren sich vornehmlich auf die
OECD-Ökonomien, was ihren globa-
len Charakter stark relativiert. Eine
offene Frage ist für den Autor, wie weit
sich die Nettoprofite von derivativen
Geschäften von der produktiven Öko-
nomie abgekoppelt haben; noch ent-
scheidender die Fragen, welche Aus-
Wirkungen die globalen Transaktionen
auf Wechselkurse, nationale Geldpoli-
tik und den realwirtschaftlichen Sektor
der Weltwirtschaft haben.

Die Globalisierungsdaten bei Hüb-
ner (bis Ende 1997) erlauben es nicht,
von einem globalen Arbeitsmarkt im
unmittelbaren Sinne zu sprechen: Ende
der achtziger Jahre betrug die Migrati-
onsquote der Weltbevölkerung gerade
einmal 1,5 Prozent. So nahm auch die
internationale Arbeitsmobilität zwi-
sehen den entwickelten Ökonomien ein
bescheidenes Ausmass an.

Im Zeitalter der Globalisierung ha-
ben die reichsten 20 Prozent der Welt-
bevölkerung ihre Anteile am Weltein-
kommen seit 1960 markant gesteigert.
Für eine nur ganz kleine Gruppe ist ein

positiver Zusammenhang zwischen
Globalisierung und Pro-Kopf-Einkom-
men festzustellen. Die rentenorientier-
te Haltung vielerFinanzakteure bewirkt
namentlich für die dominanten Volks-
wirtschaften suboptimale Akkumulati-
onsmöglichkeiten. Die betroffenen
Staaten könnten aber auf riskante
Transaktionen mit einschränkenden
Massnahmen wie der Tobintax reagie-
ren!

Hübners vorläufige Schlussfolge-
rung aus seinen empirischen Befunden

lautet: Globalisierung kann nicht vor-
schnell mit einer Theorie bewertet wer-
den. Angebracht wäre höchstens eine

Middle-range-Theorie, deren Baustei-
ne erst noch zu entwickeln wären. In
Anlehnung an M. Castells (The Infor-
mational Economy and the New Inter-
national Division of Labor, 1993) hält
Hübner nun vier Merkmale des Globa-
lisierungsprozesses fest: Abhängigkeit
der Produktivität von wissenschaftli-
eher Erkenntnis, Rückgang der materi-
eilen Produktion zugunsten informati-
onsverarbeitender Aktivitäten, Über-

gang von der fordistischen Produkti-
onsweise zur flexiblen Spezialisierung
und technologischer Umbruch als Kon-
text dieser Entwicklungen.

Einen Hauptakzent seiner Untersu-
chung legt der Autor auf die Analyse
ausländischer Direktinvestitionen, da
diese grenzüberschreitenden Transak-
tionen seit den achtziger Jahren durch
verschiedene „deep-integration"-Stra-
tegien massgeblich zur Entwicklung
einer globalen Produktion beigetragen
haben. Ein international integriertes
Produktionssystem bildet aber das Epi-
Zentrum des von Hübner entwickelten
Globalisierungskonzeptes. In den acht-

ziger Jahren wuchsen die ausländischen
Direktinvestitionen jährlich um 30 Pro-
zent. Die sie tätigenden verantwortli-
chen Transnationalen Konzerne mit ih-
ren rund 265000 Filialbetrieben produ-
zieren rund ein Drittel des Weltsozial-
Produkts

Allerdings konzentrieren sie ihre
Aktivitäten vornehmlich in den hoch-
industrialisierten OECD-Staaten: 1995

beispielsweise beliefen sich die Out-
flows ausländischer Direktinvestionen
für die Industrieländer auf 270,5 Milli-
arden US-Dollar, auf 47 Milliarden US-
Dollar für die Entwicklungsländer und

lediglich 300 Millionen US-Dollar für
die mittel- und osteuropäischen Staa-
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ten! Von den Outward-Beständen fal-
len sogar 96 Prozent auf die entwickel-
ten kapitalistischen Staaten. Dabei zog
die EU im Sog des Binnenmarktpro-
jekts 1991/93 fast 60 Prozent aller
OECD-inward-Ströme an! So erhellt
eine empirische Analyse der Direktin-
vestitionsflüsse, dass erstens deren Dy-
namik vorwiegend aufdie Triade-Öko-
nomien der EU, der USA und Japans
fokussiert und dass sich zweitens die

Triademitglieder durch Verdichtung
der Direktinvestitionsbeziehungen re-
gionale Räume „zugelegt" haben, nach
Hübner eine „Verdreifachung des be-
rühmten Hinterhofkonzepts der USA"

Im zweitletzten Kapitel werden auf-
grund zahlreicher empirischer Analy-
sen die Wirkung von Globalisierungs-
Prozessen auf Arbeitsmärkte und ge-
werkschaftliche Handlungsmöglich-
keiten diskutiert. Hier hält Hübner fest,
dass die Migration aus Niedriglohn- in
Hochlohnökonomien den Unterneh-
men die Möglichkeit des Lohndum-
ping bietet, so dass namentlich weni-

ger qualifizierte Arbeitskräfte der
OECD-Staaten in die Arbeitslosigkeit
abgedrängt werden können. Produkti-
onsauslagerungen können tendenziell
negative Beschäftigungseffekte für in-
ländische Abeitskräfte nach sich zie-
hen.

Handlungsspielräume fürdie Gewerk-
Schäften sieht der Autor in grenzüber-
schreitender Zusammenarbeit, in der

Anpassung nationaler Arbeitsmarktin-
stitutionen an die veränderte ökonomi-
sehe Konstellation und in der Forcie-

rang einer effizienten staatlichen Be-

schäftigungspolitik in Form der Mitge-
staltung der Währungspolitik.

Schliesslich: Wie soll die Politik auf
die Dominanz der globalisierten Öko-
nomie reagieren Vorerst ist festzuhal-
ten, dass neben deterritorialisierten
Produktionssystemen nach wie vor
auch territorialisierte existieren. Inte-
grationsprozesse - wie beispielsweise
jener der EU - können wohl zu natio-
nalstaatlichen SouveränitätsVerlusten
führen, aber auch neue Regulationszu-
sammenhänge über supranationale In-
stitutionen kreieren. Spezifische natio-
nale Entwicklungsmodelle vermögen
nach Hübners Einschätzung die unbe-

grenzte Kapitalmobilität einzuschrän-
ken. In der Kombination einer gewis-
sen Abschottung nationaler Märkte mit
konstruktiver internationaler Koopera-
tion zwecks supranationaler Regulie-
rang global mobiler Ressourcen sieht
er eine notwendige politische Reakti-
onsweise auf Globalisierungsprozes-
se. Denn: „Wenn einer entgrenzten
Ökonomie eine zunehmende begrenz-
tere Politik gegenübersteht, dann sind
die Fundamente von Demokratie, mo-
derner Sozialstaatlichkeit und von Ge-

sellschaftsvertrag bedroht" (S. 354).

Markus Holenstein

Initiativen eingereicht
„Für einen freiwilligen Zivilen Friedensdienst" urië^^uf^eîr!e "Schweiz
ohne Armee": Mit 113'496 re;
die beiden Initiativen am 10:
Sie mehr wissen?

842 gültigen Unterschriften sind
ber eingereicht worden. Möchten

Ich möchte ein Gratis
Ich möchte gratis ein
„Für eine Schweiz ohi
„Für einen freiwilligen

Gruppe für eine Schwei:
Birsfelden, Tel. 061/373 92

» Armee (GSoA), Postfach 324, 4127
< 061/313 09 95, E-Mail: gèoa@gsoa.ch
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Andreas Missbach: Das Klima zwi-
sehen Nord und Süd. Eine regulati-
onstheoretische Untersuchung des

Nord-Süd-Konflikts in der Klimapoli-
tik der Vereinten Nationen. Westfäli-
sches Dampfboot, Münster 1999.

(377 S„ Fr. 44.50)

Bei der Konferenz für Umwelt und

Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro
schien sich in den Beziehungen zwi-
sehen Nord und Süd ein deutlicher Kli-
maumschwung anzukündigen. Alles
sollte gut werden. Im Begriff der nach-

haltigen Entwicklung wurde zum ei-
nen die Generalisierbarkeit des indu-
striellen Wachstumsmodells des Nor-
dens prinzipiell in Frage gestellt und

zum anderen den Entwicklungsländern
ein Ökobonus eingeräumt. Sie könnten
dem Entwicklungspfad der Industrie-
länder nicht ohne weitreichende nega-
tive Auswirkungen auf das globale
Ökosystem folgen und bräuchten folg-
lieh die Unterstützung der Industrie-
länder. Die Industrieländer, in denen

von rund einem Viertel der Menschheit
drei Viertel der kiimaschädlichen
Treibhausgase erzeugt werden, hätten
ihrerseits ein Interesse daran, daß sich
die Klimakatastrophe nicht weiter zu-
spitzt. Gemeinsames Handeln war also

angesagt.
Doch die Interdependenzen globaler

Umweltprobleme führten nicht, wie
oftmals angenommen wird, zu den er-
forderlichen, international koordinier-
ten Gegenmaßnahmen. Zu diesem Er-
gebnis kommt jedenfalls der Histori-
ker und Soziologe Andreas Missbach
in seiner Studie zur internationalen Kli-
mapolitik. Die zentrale Frage, die er in
seiner Arbeit aufwirft, nämlich ob sich
in diesem Politikbereich ein neues Ver-
hältnis zwischen Nord und Süd ab-

zeichnen würde, wird eindeutig ver-
neint: „Im Verhandlungsstil und im

Kräfteverhältnis zwischen Nord und
Süd konnte kein struktureller Wandel
festgestellt werden" (S.282).

In seiner historisch-empirisch ange-
leiteten Untersuchung geht er nicht von
der Globalität der Probleme aus, die, so
der funktionalistische Mainstream-
Diskurs, zwangsläufig zu gemeinsa-
men Lösungsanstrengungen führen
müßten, sondern durchleuchtet das alte
Verhältnis des Nord-Süd-Konflikts
(S. 18). Erst auf der Grundlage der Ein-
blicke, die er auf diese Weise über die
gewachsenen Grundkonstellationen
zwischen Nord und Süd gewinnt, zeich-
net er die Realitäten in der internatio-
nalen Klimapolitik nach. Da der ei-
gentliche Kern der Treibhausgaspro-
blematik im Industrialisierungsmodell
des Nordens gesucht werden muß, setzt
er außerdem voraus, daß die internatio-
nale Klimapolitik nicht losgelöst von
wirtschaftlichen Prozessen betrachtet
werden kann (S.27).

Aus diesem Grund, und wegen des

Mangels an alternativen Theorieange-
boten, greift er für den theoretischen
Rahmen seiner Untersuchung auf die

Regulationstheorie zurück und wendet
diese, obgleich sie für die Analyse na-
tionaler Ökonomien konzipiert wurde,
aufdie internationale Arena an. Er fragt
nach der Art und Weise, wie die Kon-
flikte und Widersprüchlichkeiten der
kapitalistischen Ökonomie in der in-
ternationalen Klimapolitik reguliert
werden. Der Ausgang seines Projektes
bleibt also im Gegensatz zur oftmals
angewandten Regimeanalyse offen.
Die Regimetheorie vernachlässige sei-

ner Ansicht nach die ökonomische Ba-
sis der Probleme, gehe von formalen,
modellhaften Annahmen aus und un-
terstelle, daß aus den globalen Proble-
men zwangsläufig die erfolgreiche in-
ternationale Kooperation folge (S.42,
46). Strukturelle Aspekte der Macht
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würden so aus dem Blickfeld geraten
(S.49).

Aber gerade die Interessen der
machtvollen Akteure, allen voran die-

jenigen der USA, hätten sich in den

Verhandlungen durchgesetzt. Zum Be-
leg hierfür vergleicht Missbach den

Entwurf der Klimarahmenkonvention
vom 19.12.1991, in dem noch alle Po-
sitionen der einzelnen Ländern festge-
halten waren, mit dem Endprodukt, das

bei der UNCED-Konferenz 1992 un-
terzeichnet wurde. Auf diese Weise
kann er deutlich machen, daß die Ent-
wicklungsländer erhebliche Abstriche
machen mußten. So taucht das anfäng-
lieh erwähnte „Recht aufEntwicklung"
nicht mehr auf. Auch die von den Ent-
wicklungsländern geforderte „Vorlei-
stungspflicht der Industrieländer" war
verschwunden. Ebensowenig hätten die
vielfach geäußerten Forderungen der

Entwicklungsländer nach einem ver-
besserten weltwirtschaftlichen Umfeld
und der Thematisierung der Verschul-
dungsproblematik keine Realisierungs-
chancen gehabt. Die Entwicklungslän-
der hätten allerdings ihr Vetorecht ein-
bringen können und sich erfolgreich
gegen die „Nachhaltigkeitspflicht" ge-
sperrt, die ihnen von den Industrielän-
dem zugeschrieben werden sollte
(S.163f.).

Verschiedene Instmmente wie der

Technologietransfer durch eine ge-
meinsame Umsetzung von Klima-
Schutzmaßnahmen (;oin( wn/Vementa-
fionj oder die Finanzhilfe werden zwar
in der Klimarahmenkonvention von
1992 und dem Kyoto-Protokoll aus dem
Jahr 1997 erwähnt. Beide Mechanis-

men, die auch in den 70er Jahren im
Zusammenhang mit den Debatten über
eine neue Weltwirtschaftsordnung
(NWWO) eine Rolle spielten, seien

bisher aber nicht konkretisiert bzw.
verbindlich festgeschrieben worden.

Die Ausstattung der Globalen Umwelt-
fazilität (GEF), aus der Projekte für
den Klimaschutz finanziert werden, sei

zu gering und darüber hinaus alleine
vom goorf w;7Z der Industrieländer ab-

hängig. Zwar würden im Kyoto-Proto-
koll verbindliche Reduktionsziele von
im Durchschnitt 5 Prozent genannt, die
die Industrieländer zwischen 2008 und
2012 gegenüber dem Stand von 1990

zu erfüllen hätten. Mechanismen für
die Sanktionierung von Nicht-Erfül-
lung würden aber fehlen (S. 267f.).

Ein wesentlicher Unterschied zu den
Debatten über eine NWWO sei gewe-
sen, daß die Entwicklungsländer mit
weniger homogenen Positionen aufge-
treten seien. Zwar hätten sie wichtige
Bestandteile und die Rhetorik der da-

maligen Debatten aufgegriffen, es sei

aber nicht zu einer Neuauflage des of-
fensiv-konfrontativen Klimas der sieb-

ziger Jahre gekommen. Darüber hinaus
hätten zum ersten Mal Länder des Sü-
dens (mit jeweils speziellen Beziehun-

gen zu den USA) die Marktsteuerung
gegenüber der internationalen Regula-
tion vorgezogen (S.264L). Den Grund
für die gemäßigtere Haltung der Ent-
wicklungsländer sieht Missbach darin,
daß die Entwicklungsländerkeinesfalls
über eine „Umweltwaffe" verfügen
würden. Den Entwicklungsländern sei

es durch die „Ölwaffe" im Kontext der
Ölpreiskrise gelungen, die NWWO zu
einem dominierenden Thema zu ma-
chen. Der Klimawandel habe aber
(noch) keine direkten ökonomischen
Auswirkungen aufdie Marktwirtschaf-
ten der Industrieländer. Auch fehle vie-
len Entwicklungsländern auf lange
Sicht hin das Drohpotential, da ihre
Emissionen relativ gesehen unbedeu-
tend bleiben würden, auch wenn sie
dramatisch anstiegen (S.267).

Aus verschiedenen Gründen hat die
empirisch fundierte Arbeit von Miss-
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bach wichtige Erkenntnisse geliefert,
indem er die Klimapolitik einerseits im
historischen Kontext des Nord-Süd-
Konfliktes betrachtet und andererseits
den konfliktiven Verhandlungsprozeß
analysiert, in dem die Klimadokumen-
te zustande kamen. So konnte er den
Nachweis erbringen, daß die unzurei-
chenden Ergebnisse der bisherigen Kli-
maverhandlungen in erheblichem
Maße von den USA im Verbund mit
anderen Ländern und von wirtschaftli-
chen Interessen beeinflußt waren. Ein
Umsteuern in Richtung einer nachhal-

tigen Entwicklung, die die Abkehr von
der auf fossilen Energieträgern beru-
henden Produktions- und Konsumti-
onsweise in den Industrieländern er-
fordern würde, wurde folglich nicht
eingeleitet.

Stattdessen folgt die Problembear-
beitung in den nunmehr zehnjährigen
Klimaverhandlungen den Konfliktlini-
en zwischen Nord und Süd, wie sie
bereits aus den 70er Jahren bekannt
sind. Die Entwicklungsländer behar-

ren auf der Notwendigkeit einer nach-
holenden, wachstumsinduzierten Ent-
Wicklung, fordern größere finanzielle
Unterstützung und den Technologie-
transfer. Die Industrieländer hingegen
sind zur Verteidigung ihrer Produk-
tions- und Konsumtionsstandards an-
getreten, ohne eine größere Bereit-
schaft zu Konzessionen an den Süden

zu zeigen. Die oft vertretene Auffas-

sung, wonach das Verhandlungsge-
wicht (bargaining leverage) der Län-
der des Südens gestiegen sei, und dies

in der Folge zu gleichberechtigteren
Beziehungen mit dem Norden geführt
hätte - davon kann keine Rede sein.

Optimistische Annahmen, wonach
aus den erfolgreichen Verhandlungen
über ein Ozonregime auf einen analo-

gen Verlauf der Klimaverhandlungen
geschlossen werden könnte, oder weit-
reichende Hoffnungen, nach denen ge-
rade aufgrund von globalen Umwelt-
Problemen und daraus abgeleiteten In-
terdependenzen neue Formen interna-
tionaler Strukturpolitik entstehen müß-
ten (siehe das Konzept gZobaZ gover-
nance), werden enttäuscht. Es wird
vergessen, dass die Treibhausproble-
matik komplexer, die Implikationen
unüberschaubarer, die Interessen dis-

parater und widersprüchlicher und die
sozio-ökonomischen Auswirkungen
wirklicher Lösungen wesentlich gra-
vierender sind. Daß sich die fossilisti-
sehen Kräfte aus den USA, anderen

Industrieländern, den OPEC-Staaten
oder der Erdölindustrie weitreichen-
den Klimaschutzmaßnahmen auch wei-
terhin verschließen werden, ist eine

ökologische Katastrophe. Darüber, so
wird in der Studie von Andreas Miss-
bach deutlich, kann auch nicht die Tat-
sache hinwegtäuschen, daß internatio-
nal verhandelt wird.

Achim Brunnengräber

Solidaritätsfonds

für soziale Befreiungskämpfe

in der Dritten Welt

Postfach, 8031 Zürich
Tel. 01 - 272 60 37
Fax 01 -272 11 18

www.solifonds.ch
mail@solifonds.ch
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Heiner Busch: Polizeiliche Drogen-
bekämpfung - eine internationale
Verstrickung. Westfälisches Dampf-
boot, Münster 1999 (310 S„ 48.- DM)

Die gesetzlichen Befugnisse der Polizei
hörten bislang meistens an der Grenze
auf. Internationale Ermittlungen waren
an aufwändige und zeitraubende Rechts-

hilfegesuche gebunden. ImZuge derGlo-
balisierung der Wirtschaft kommt es für
die internationale Polizeizusammenar-
beit zu einem enormen Aufschwung.
„Wirtschaftskriminalität" und „Organi-
siertes Verbrechen" sind die Schlag-
worte, die vorgeben, dass die national-
staatliche Souveränität relativiert wird.
Dazu haben die Polizeiorganisationen
verschiedener Länder allerdings schon
seit längerer Zeit in einerArt von Selbst-

ermächtigung die Grundlagen gelegt.
Exemplarisch zeigt sich dies bei der

Durchsetzung der Drogenprohibition.
Der Politologe und Polizeiexperte Hei-
ner Busch beschreibt diese Entwick-
lung in seinem Buch „Polizeiliche Dro-
genbekämpfung - eine internationale
Verstrickung".

Busch verfolgt diese Verstrickung bis

zu den Anfängen in den sechziger Jah-

ren. Im Mittelpunkt stehen dabei die
Verhältnisse in Europa- die in der dro-

genpolitischen Bekämpfungsstrategie
führende USA streift der Autor nur am
Rande. Drei Elemente sind für die poli-
zeiliche Drogenbekämpfung von Be-

deutung:
Nach den ersten exotischen Begeg-

nungen mit Drogen in den sechziger
Jahren (GIs, Gastarbeiter und Gamm-
1er) entstanden rasch theoretische Mo-
delle des Drogenhandels, die diesem
einen hohen Organisationsgrad beschei-

nigten. Daran schloss sich schon bald
die aus den USA importierte Debatte
über das „Organisierte Verbrechen" an.

Damit verbunden war eine Ausdehnung

der Ermittlungen ins Vorfeld der Straf-
taten. Gleichzeitig gerieten die nationa-
len Grenzen für polizeiliches Handeln
ins Wanken. Der „gemeinsame krimi-
nalgeogaphische Raum Europa" schuf
abernicht nur die Voraussetzung für die
transnationale Drogenbekämpfung.
Dieses Konstrukt bildete auch die ideo-
logische Grundlage für eine Strategie
der repressiven Asylpolitik.

Die internationale Zusammenarbeit
wurde institutionalisiert. Ausdruck die-
ser Entwicklung sind eine Vielzahl in-
ternationaler Abkommen, die Busch im
zweiten Teil des Buches beschreibt.
Dabei spielte das Drogenkontroll-Sy-
stem der Uno eine wichtige Rolle, schuf
es doch die Voraussetzung dafür, dass

die Prohibition weltweit durchgesetzt
werden konnte. Seit 1991 sind alle Tä-
tigkeiten der UNO im Rahmen der Dro-
genbekämpfung im UNDCP (United
Nation Drug Control Program) zusam-
mengefasst. Wichtig in den Anfängen
waren auch Interpol und die Weltorga-
nisation für das Zollwesen. Im Laufe
der letzten zwanzig Jahre gewann aber
die europäische Kooperation an Dyna-
mik. Mit dem Abkommen von Sehen-

gen und der Europol erreichte das Euro-

pa der Polizeien eine neue Stufe der

Verdichtung.
Parallel zum institutionellen Rahmen

wuchs die Ermittlungskooperation. Vie-
les bleibt mangels präziser Unterlagen
bruchstückhaft. Zwei Bereiche sind aber

von besonderem Interesse: Datenaus-
tausch und Datenverarbeitung sowie
die grenzüberschreitenden Polizeiope-
rationen. Beides hat eine besondere
Funktion in der Bekämpfung des Dro-
genhandels. Will die Polizei nicht nur
„kleine Fische" fangen, ist sie auf ver-
deckte Methoden und systematische In-
formationsauswertung angewiesen. In
diesem Zusammenhang stieg der inter-
nationale Datenaustausch gewaltig an.
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Es gibt aber auch eine deutliche Zunah-

me bei Observationen, beim Einsatz
„Verdeckter Ermittler" und bei „Kon-
trollierten Lieferungen". Längst hat sich
die Zusammenarbeit etabliert. In den

meisten transnationalen Polizeigremi-
en laufen sich immer wieder die glei-
chen Leute über den Weg. So entsteht
ein enges Netz von hilfreichen infor-
mellen Verflechtungen.

Pannen mit getürkten Lieferungen
oder mit eingeschleusten Ermittlungs-
beamten, die die Seite wechseln, kön-
nen die Öffentlichkeit zwar kurze Zeit
irritieren. Der wirkliche Skandal bleibt
aber weitgehend unbeachet: Das Euro-

pa der Polizeien hat die nationalen Kon-
trollgremien teilweise ausgehebelt,

ohne dass internationale Kontrolle an
ihre Stelle getreten wäre.

Busch fügt sein minutiös recherchier-
tes Bild der internationalen Polizeiko-
operation aus zahlreichen Puzzle-Tei-
len zusammen. Dabei wird deutlich,
dass die Polizei bereits frühzeitig auf
internationale Vernetzung setzte. Ihren
Kadern schwebt inzwischen ein weit-
weiter Verbund ähnlich ausgebildeter
und ausgerichteter Polizeiorganisatio-
nen vor. Die einst nationalstaatlichen
Institutionen werden zu einem suprana-
tionalen Komplex. Ihr Operationsraum
kenntkeine Grenzen mehr. Das gilt nicht
nur für die Bekämpfung des Drogen-
handels.

Johannes Wartenweiler

Wolfgang Fritz Haug: Politisch rieh-
tig oder Richtig politisch. Linke Poli-
tik im transnationalen High-Tech-Ka-
pitalismus. Argument-Verlag Berlin-
Hamburg, 1999 (220 S„ DM 34.80)

Es scheint, als sei der Linken mit der

„Krise" des Staates und bedingt durch
die unermüdlichen Angriffe der markt-
radikalen Rechten aufden „Wohlfahrts-
Staat" oder den „nanny state", wie er

spöttisch von James Buchanan und Ed-
win Feulner genannt wird, und als Folge
der kontinuierlichen Propaganda der

gleichsam naturgesetzmässigen Zwän-

ge der „Globalisierung" die Politik
schlechthin abhanden gekommen. Wo
die europäische Linke die Regierungs-
macht innehat, spielt sie zumeist auch

die Hüterin der „Konvergenzkriterien"
und treibt den technokratischen Exper-
tenkult weiter voran. Was aber Politik
bedeutet, diese Frage bleibt dabei aus-

sen vor. Genau hier liegt der Ansatz-

punkt, den Wolfgang F. Haug mit sei-

nem Buch herausarbeiten möchte.
Die inflationär verwendeten Begriffe

übernimmt Haug nicht als scheinbar
neutrale oder gar wissenschaftliche,
sondern verortet sie historisch und sozi-
al. Statt von der Globalisierung tout
court zu sprechen, wird sie als „neolibe-
rale Politik" bestimmt. Gleiches gilt von
der „Zivilgesellschaft": Hier bewegt er
sich zwischen den Diskursen der markt-
radikalen Rechten, für die die utopisti-
sehe Formel „Marktwirtschaft + Zivil-
gesellschaft Staat" heisst, und linken
Kritiken, für die der Begriff schlicht
zum hilflosen, realitätsfernen Gerede

gehört. Stattdessen wird der Begriff hi-
storisch rekonstruiert: „Ohne Ge-
schichtsbewusstsein ist durch das

Sprachlabyrinth nicht hindurchzufin-
den." (S. 52)

Im Kapitel „Wider den Neoliberalis-
mus - aber wie?" beschäftigt sich Haug
mit der Problematik, die der Neolibera-
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lismus für „linke Politik" bedeutet. Zu-
nächst wird der „unbekannte Gegner"
betrachtet. Seit Mitte der achtziger Jah-

re erleben wir Proteste von Gruppen,
die sich gegen die „Folgen der 'Privati-
sierung' und 'Deregulierung'" richten:
„In den öffentlichen Einrichtungen der

Bildungund Gesundheit, des Sports und
der Kultur, der Sozialfürsorge und des

Nahverkehrs usw. multiplizierten sich
die Schliessungen und Entlassungen,

gegen die mehr oder weniger kleine
Gruppen ihren verzweifelten Wider-
stand auf die Strasse trugen." (S. 172)
Anderswo gingen Mütter und Kinder
auf die Strasse, um gegen die Schlies-

sung von Kindertagesstätten zu prote-
stieren, oder streikten Arbeitende ge-
gen die Schliessung von Fabriken oder
die Reduzierung der Lohnfortzahlung
im Krankheitsfall. Auffällig ist, dass all
diese Aktionen voneinander isolierte
erfolgten. Die protestierenden Gruppen
„realisierten nicht, dass sie aufje unter-
schiedliche Weise unter den Folgen ein
und derselben Politik litten. [...] In der
Wirklichkeit bestand ein Zusammen-

hang, der in den Köpfen nicht herge-
stellt wurde." (S. 173) Es waren dann

vor allem die Zapatistas, die die „Pan-
dorabüchse" mit Neoliberalismus be-

nannten. Mit Pierre Bourdieu benennt

Haug einen zentralen Punkt des Neoli-
beralismus: Er ist „ein Programm rfer
mef/iodisclien Zerstörung von KoZ/ekfi-
ven" (S. 178, übers, von B.W.).

Es ist aber kein Leichtes, gegen den
Neoliberalismus zu kämpfen. Mit einer
„Generalabsage an 'den Kapitalismus'

als solchen", der den Antagonismen
keine Aufmerksamkeit mehr schenkt,
ist es nicht getan, denn was es benötigt,
ist „Kompetenzzuwachs der Linken in
ihren verschiedenen Strömungen". Drei
Erkenntnisse sind von entscheidender

Bedeutung: In den „Chimären oder gar
Scharlatanerien" der „schimmernden
Chancenbilder", die die „Jünger des

Neoliberalismus" präsentieren, gilt es

erstens „die Körnchen Wahrheit anzu-
nehmen". Das sind Initiative, Beweg-
lichkeit, leidenschaftliche Selbstbefä-

higung und anderes; es ginge also zwei-
tens, um Anatolji Butenko weiterzu-
denken, auch um eine Politik des sub-

jektiven Faktors. Zentrales Element bil-
det aber die „Reartikulation der gesell-
schaftlichen Arbeit", die nicht mehr die
des männlichen Ernährers sein kann,
sondern die durch die Geschlechterver-
hältnisse strukturierten Betreuungs- und
Pflegearbeiten umfassen muss.

„Es reicht nicht, die neoliberalen Ido-
le zu stürzen. Die neoliberale Hegemo-
nie des 'Marktes' kennt kein Allerhei-
ligstes, es gibt keine hegemoniale Fe-

stung ihrer symbolischen Ordnung,
keine gedankliche Bastille oder einen

programmatischen Winterpalast, die
kritisch gestürmt werden könnten. Die
Antwort muss die Vielfältigkeit und
Flexibilität der neuen Akteure und
Handlungsmuster einbeziehen. Die ein-
fache Umdrehung der Rezepte stützt die
neoliberale Hegemonie, statt sie zu stür-
zen." (S. 187)

Bernhard Walpen
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Christian Marazzi: Fetisch Geld.
Wirtschaft, Staat, Gesellschaft im mo-
netaristischen Zeitalter. Rotpunktver-
lag, Zürich 1999 (224 S„ Fr. 37.-)

Während diejenigen Linken, die sich
noch nicht zur „Neuen Mitte" zählen,
die Unmoral der Profiteure der Globa-

lisierung geissein und auf das Platzen
der spekulativen Blase (bubble econo-
mies) an den internationalen Börsen-

plätzen warten, sonnen sich die neoli-
beralen Schönfärber im Glanz des „new
paradigm", mit welchem nun endgültig
der Einzug ins Paradies einer inflati-
onsfreien WachstumsWirtschaft ge-
schafft sei (vgl. Martin Wolf, „Not so

New economy", Financial Times, Lon-
don, 4. August 1999). Das weltwirt-
schaftliche Geschehen der letzten
zwanzig Jahre bestätigt die Vorurteile
aller Seiten und lässt sie gleichzeitig
ratlos. Die klassische marxistische
Ökonomie scheint sich angesichts des

rasenden Konzentrationsprozesses des

Kapitals zwar in ihrer Analyse bestä-

tigt zu sehen, vermag aber zugleich
keine überzeugende Antwort auf die

Frage zu geben, warum das „globale
Finanzsystem" Schläge wie die Asien-
krise 1997 überhaupt noch überlebt.
Auf der andern Seite hat die monetari-
stische Theorie im Augenblick des Tri-
umphes über den Keynesianismus in
der wirtschaftspolitischen Praxis ihr
Debakel hinnehmen müssen, als die
Zentralbanken von der Geldmengen-
Steuerung zur doch eher traditionellen
Zinsschraube zurückgekehrt sind.

Das Versagen der alten Erklärungs-
muster führt Christian Marazzi in sei-

nem neuen Buch „Fetisch Geld", wel-
ches 1998 in italienischer Sprache un-
ter dem Titel „E il denaro va" erschie-
nen ist, auf bisher zu wenig beachtete
Änderungen in den Grundlagen der
herrschenden Produktionsweise zu-

rück. Das Spannende in seiner Analyse
ist nicht zuletzt ihre unvoreingenom-
mene Auseinandersetzung mit den neu-
en Realitäten, die sich in den neunziger
Jahren immer deutlicher manifestiert
haben. So legt Marazzi im Kapitel „Die
Derivatenrevolution" dar, weshalb die
derivativen Instrumente, die für die mo-
raiische Kritik des gegenwärtigen Ka-
pitalismus den Inbegriff des Spekulan-
tentums darstellen, zum unverzichtba-
ren Kernbereich des Finanzsystems
gehören. Aber Marazzi ist deswegen
kein Apologet des „Kasinokapitalis-
mus"; im Gegenteil, seine Analyse ist
sozusagen „historisch-materialistisch"
fundiert. Er begreift das globale Fi-
nanzsystem, dessen relative Autono-
mie er aber keineswegs bestreitet, als
„Überbau" eines gewandelten Kapita-
lismus, dessen Hauptmerkmal die Pro-
duktivitätsrevolution im Industriesek-
tor ist. Der Rückgang der Inflation, so
Marazzis These vom „Wachstum ohne
Inflation" (S.10), ist nicht eine Folge
einer besonders effizienten Zentralban-

kenpolitik, sondern eben Ausdruck von
strukturellen Veränderungen in der
produktiven Basis selbst.

Marazzi scheint sich also in diesem
Punkt mit den Verfechtern des „new
paradigm" wie Wayne Angell, einem

ehemaligen Gouverneur des Federal
Reserve und einem der meist zitierten
Ökonomen von Wall Street, zu treffen.
Während diese aber die Überwindung
der Inflation im postfordistischen Ka-
pitalismus mit der Überwindung der
Krisenanfälligkeit des Wirtschaftssy-
stems gleichsetzen, eröffnet Marazzi
eine durchaus kritische Perspektive.
Wie er in der erst kürzlich verfassten

Einleitung zur deutschen Ausgabe aus-
führt, ist die postfordistische Produkti-
onsweise geprägt durch die „Ausdeh-
nung der kapitalistischen Produktions-
form auf die gesamte Gemeinschaft",
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von einer „allgemeinen Vereinnah-

mung des Lebens der Gesamtbevölke-

rung, der berufstätigen wie der nicht-
berufstätigen, der jungen wie der älte-

ren, durch den Kapitalismus" (S. 16).

Marazzi lässt in seiner höchst anre-
genden Studie wirtschaftsgeschichtli-
che und theoretische Überlegungen zu
Marx, Hilferding, Schumpeter, aber
auch Keynes und Friedman einfliessen
und aktualisiert diese mit Fakten aus

dem Geschehen auf den Finanzmärk-
ten. Als historischen Angelpunkt be-

zeichnet Marazzi den 6. Oktober 1979,
als Paul Volcker, der Vorsitzende des

amerikanischen Zentralbankensystems
FED, mit einer massiven Zinserhöhung
den Inflationstrend brechen und das

Vertrauen in den Dollar wieder herstel-
len wollte. Marazzi führt in dem mit
„1979" überschriebenen 2. Kapitel,
aus, welche für alle Protagonisten über-
raschenden Resultate der Sieg des Mo-
netarismus in der Geldpolitik zeitigte.
Entwickelt im Gegensatz zum Key-
nesianismus in der fordistischen Phase

des Kapitalismus, zeigte die Anwen-
dung seiner Rezepte ab 1979 aber vor
allem etwas auf, dass nämlich der Ka-

pitalismus in das postfordistische Zeit-
alter eingetreten war. Marazzi geht so-

weit, die Bedeutung von 1979 als Jah-

resdatum mit dem Jahr 1770 zu ver-
gleichen, welches allgemein als der

Beginn der Industriellen Revolution
gilt. Diese Revolution hat auch weit-
reichende Folgen für den Sozialstaat,
vermittelt über die verallgemeinerte
Prekarisierung der Arbeitsverhältnis-
se. Pensionskassenkapitalismus heisst
dazu sein Stichwort (S.97 ff.), womit er
sich auf die wachsende Notwendigkeit
bezieht, die Vorsorge über Fonds und
damit im Risikobereich zu garantieren.

An einem andern sozialpolitisch re-
levanten Punkt setzt sich Marazzi mit
dem Übergang vom Weifare- zum

Workfare-State (Blair) oder zum
„Markt-Keynesianismus" auseinander.
Was auf der einen Seite als Integrati-
onsstrategie für Arbeitslose erscheint,
ist auf der anderen die für den Postfor-
dismus notwendige Produktion des So-

zialen, aber ohne wirkliche Anerken-

nung auf der Einkommensebene
(S.173). Marazzi setzt sich differenziert
mit den verschiedensten Kapitalismus-
Kritiken auseinander. DiesemAnliegen
widmet er das längste Kapitel („Kritik
der Kritik: Notizen"). Hilferdings Be-

griff des Finanzkapitals diskutiert er
ebenso wie gängige und neuere Kon-
zepte der Arbeitsproduktivität. Einbe-

zogen sind dabei sowohl das neue Buch
von André Gorz (Arbeit zwischen Mi-
sere und Utopie, 1999) als auch Jean

Paul Fitoussis Studie (Le débat inter-
dit, 1995).

Von besonderem Interesse ist fürMa-
razzi die Analyse der Fordismus-Kri-
se. Seine weitere These, dass die Tay-
lorsche Trennung von Arbeit und Ar-
beiter als Trennung zwischen Arbeit
als sprachlicher Handlung und mecha-
nischer Tätigkeit imPostfordismus auf-
gehoben wird, sollte zu weiterführen-
den Diskussionen Anlass geben. Diese

Aufhebung sieht Mararzzi als zwie-
spältigen Prozess, da er einerseits das

Qualifikationsniveau der Arbeit gene-
rell anhebt, aber andererseits der wei-
teren Kolonisierung von Lebenswelten
durch das Kapital den Weg ebnet. Da-
mit wird aber die Frage nach der Pro-
duktivität neu gestellt: aus der betrieb-
liehen wird so eine allgemein gesell-
schaftliche Problematik; denn die Pro-

duktivitätssteigerung ist ein Effekt des

sprachlich vermittelten „general intel-
lect", der die bisher vom unmittelbaren
Produktionsprozess getrennten Berei-
che umfasst. Der Lohn kann somit nicht
mehr allein auf die in einem bestimm-
ten Unternehmen geleistete Arbeit be-
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zogen sein, sondern die Einkommens-
frage stellt sich „losgekoppelt von je-
ner der Arbeitszeit" (S.132).

Die Steigerung der Produktivität ist
somit aber auch nicht mehr eine Frage
von Investitionen in das materielle
Kapital ("Erhöhung der organischen
Zusammensetzung des Kapitals"), son-
dem eine Frage von Ausbildung und
Akkumulation von nichtmateriellem
Kapital (S.137). Das gibt auch eine

neue Grundlage für das Verständnis
der gerade jetzt beobachtbaren interna-
tionalen Fusionsprozesse unter den glo-
balisierten Unternehmen ab, da da-

durch über - immer zeitlich begrenzte

- Monopolstellungen die steigenden
Vorlaufkosten der Produktion wieder
eingespielt werden können (Beispiel
Pharmaindustrie).

Marazzi knüpft ohne dogmatische
Reverenzen an besten theoretischen
Traditionen der Verknüpfung von
Theorie, Empirie und kritischer Aus-
einandersetzung mit andern theoreti-
sehen Ansätzen an. Diese Kultur des

Analysierens zu erneuern, die immer
einen Praxisbezug enthält, ist nicht sein

geringstes Verdienst.
Thomas Heilmann

Christian Marazzi: Der Stammplatz
der Socken. Die linguistische Wende
der Ökonomie und ihre Auswirkungen
in der Politik. Zürich, Seismo, 1998

(140 S„ Fr. 28.-).

Im Seismo-Verlag Zürich ist ein be-
reits in Italien erfolgreiches schmales
Traktat des Soziologiedozenten Chri-
stian Marazzi mit dem leichtfüssigen
Haupttitel „Der Stammplatz der Sok-
ken" und dem schwerfälligen Unterti-
tel: „Die linguistische Wende der Wirt-
schaft und ihre Auswirkungen in der
Politik" erschienen. Das Büchlein hat

es in sich, da es die Leser/innen anregt,
Gedanken zur postfordistischen Pro-
duktionsweise zu entwickeln, wobei
ihnen unmerklich erstklassige Infor-
mationen und radikal interdisziplinäre
Einsichten zugesteckt werden. Maraz-
zi, der aus dem italo-amerikanischen
operaistischen Marxismus herkommt,
lässt sich dabei seit jeher bei der Ent-
wicklung seiner Kritik von keiner Or-
thodoxie Vorschriften machen. Die
Unfähigkeit der Ökonomie, die moder-

ne Produktivität zu messen, wird im
häuslichen Bereich aufgezeigt, wo der

nur den Frauen vertraute „Stammplatz"
der Socken die „paritätische" Auftei-
lung der Arbeitszeit zwischen Mann
und Frau ad absurdum führt, und dann

am Beispiel der USA bis in die globale
Dimension nachgezeichnet.

Marazzi entzieht sich in seiner Ana-
lyse der Aufspaltung in materialisti-
sehe und konstruktivistische Gesell-
schaftskritik, indem er den materiellen
Charakter der Konstruktion, der Spra-
che, als zentralen technologischen Mo-
tor der neuen Produktionsweise frei-
legt. Dieser originelle Ansatz erklärt
beipielsweise im Politischen, weshalb
sich eine neue „rhetorisch" durch kon-
formistische Ideale definierte Mittel-
klasse herausbildet, die die „Notwen-
digkeit" verspürt, „sich als Teil der
Mittelklasse hierarchisch 'über'
den unteren Gesellschaftsklassen, aber
auch als Teil der 'arbeitsamen, nützli-
chen und produktiven Klasse' zu füh-
len, die es verdient habe, entsprechend
an der Macht beteiligt zu werden." (S.
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105) Was ihr wegen ihrer Befangenheit
in überholten Formen der Politik (die
die wirtschaftliche Zentralität der Spra-
che als „Polittechnologie" nicht wahr-
haben wollen) oft nur in pervertierter,
lokalbornierter oder populistischer
Weise gelingen will.

Es folgt unweigerlich ein Zusam-
menstoss mit Habermas' „Theorie des

kommunikativen Handelns". Einerseits
hatte nämlich deren moralische Sub-
stanz dazu geführt, dass dieses auf die

emphatische Kommunikation mit dem
anderen ausgerichtete Handeln von der
Arbeitswelt wegen der dortigen Domi-
nanz des unter dem Einfluss von
„Macht und Geld" durchgesetzten „in-
Strumenteilen Handelns" ausgeschlos-
sen blieb. Andererseits war ihr Meister
jedoch just in dem Moment in die übe-
rale Tradition geflohen, als der post-
fordistische „Kurzschluss" (Marazzi)
zwischen der Sprache als Produktiv-
kraft und der Sprache als Alltagsratio-
nalität oder der politischen Sphäre den

liberalen Mechanismus gerade unter
diesen Bedingungen als schwachen
Garanten der Demokratie entlarvte.

Für Marazzi ist es allerdings schlicht
„die Prorfukrivkra/r der Sprache, der

Rhetorik, die Werte und Wünsche der
Mittelklasse definiert", während sich
die tiefere Bedeutung des Konzepts
„Produktivkraft der Sprache" vielleicht
erst dann enthüllt, wenn man nicht nur
erkennt, dass sich die „Sprache" von
der Information vor allem durch ihren
Gehalt an Emotionen (und den von
diesen gespiesenen Motivationen) un-
terscheidet, sondern auch erkennt, wel-
eher der beiden entscheidenden sozia-
len Affekte durch sie vermittelt wird:
nämlich der noch beim Kleinkind
mächtige Drang zur Kooperation oder
aber die Beschämtheit. Letztere hat
stets das eigene, durch eine existentiel-
le Krise mörderische und destabilisier-

te Selbst zum Thema. Dieses Selbst ist
kognitiv gestört, zur Emphase so unfä-
hig wie das „instrumentelle Handeln"
von Habermas, und es bemüht sich auf
diese Weise dennoch, soziale Energie
freisetzend, um Anerkennung im hier-
archisierten Clan.

Wer diese sozialen Affekte im Auge
behält, sieht, wie sie sedimentierte oder
akut veränderliche Machtverhältnisse
gleichzeitig widerspiegeln und beein-
flussen. Die Herrschaftsgesten der Be-
schämenden und die Servilität der Be-
schämten sind heute beredtes Zeugnis
hierfür. Der gegenwärtige Übergang
zum Postfordismus wäre somit, diese

Abschweifung sei gestattet, vielleicht
auch als ein Übergang von einer we-
nigstens teilweise rationalistischen und
universalistischen Schuldgesellschaft
zu einer von letztlich hierarchisieren-
den Diskursen gekennzeichneten
Schamgesellschaft empirisch zu be-
schreiben.

Marazzi beabsichtigt eine spezielle
Kritik der Schamgesellschaft, wie sein

prägnantes Kapitel über den „Servilis-
mus" beweist, der schon Karl Marx
umgetrieben hatte. „Aber der servile
Bedeutungsgehalt der Arbeit geht nicht
auf die Unterscheidung von produkti-
ver und unproduktiver Arbeit zurück,
sondern auf die fehlende ökonomische
Anerkennung der kommunikativen Be-
Ziehungsaktivität." Während Marxens
„Grundrisse" immer hindurchscheinen,
sieht Marazzi auch beim diametral ent-

gegengesetzten Martin Heidegger eine
Faszination für das Technische. Des-
sen kryptische Durchsagen aus der Be-
schämtheit von einst scheinen ja heute
mitunter wie auf die global produktive
„Sprache" gemünzt zu sein.

Dass die Beschämtheit eine eigene
physiologische Abneigung der Tech-
nik und Affinität zur Sprache hervor-
bringt, die wir am reinsten bei Heideg-
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ger finden, ist nur die andere Seite des

von Marazzi in der produktiven Zen-
tralität der Sprache aufgezeigten Ver-
Stärkermechanismus und seiner Wider-
sprüchlichkeit: „Die servile Dimensi-
on der postfordistischen Arbeit ent-
springt eben dieser sprachlich-kommu-
nikativen Vermittlung, die den gesazrz-

fen Wirtschaftsprozess wie Nerven
durchzieht. Einerseits appelliert man
an das allen Menschen Gemeinsame,
so auch an die Fä/u'gkei't zu kommuni-
zieren, während andererseits die Tatsa-

che, diese gemeinsamen und univer-
seilen (öffentlichen) Fähigkeiten zu
teilen, dazu verwendet wird, die Ar-
beitsbeziehungen in immer persönli-
cherer, privaterer und z'n diesem Sinn
servilerer Hinsicht hierarchisch zu ord-
nen. Auf der einen Seite will man mit-
einander etwas Gemeinsames teilen
(cozw/Zvisz'o), und genau dies gestattet
die kommunikative Arbeit; aber auf
der anderen Seite will man dieses öf-
/enf/icAe, weil allen gemeinsame Gut
des kommunikativen Handelns neu nn-
ferrez/ezz (divisio), hierarchisch ordnen,
segmentieren und privatisieren." (S.42)

Allerdings bleibt es bei ihm vorerst
bei der ausserordentlich bereichernden
Fragestellung: „Das Problem besteht

darin, politische Praktiken heraus-
zuarbeiten, die fähig sind, den latenten
und alle Arbeitstätigkeiten durchzie-
henden Servilismus in Momente ge-
seilschaftlicher Neuzusammensetzung,
in MomentepoZid.se/iez- Gezzzeizz.se/za/f-

/ic/zfceif zu verkehren." (S. 41).

Auf den Plan gehört die von Marazzi
unterstrichene Tatsache, dass die neue
linguistische Wende in der Weltwirt-
schaft durch eine sehr fragwürdige
ffierarc/iiiiezTiZig der Voraussetzungen
und Ergebnisse technisch-wissen-
schaftlicher Entwicklung - im Sinne
einer Begünstigung einer territorial de-
finierten Auswahl relativ privilegier-
ter, produktiver Spracharbeiter, der
„Zwischenklasse" - gekennzeichnet
ist, der ein zunehmend entrechtetes

„Cognitariat" zuarbeiten muss, in wel-
ches diese aber auch fortlaufend abzu-
rutschen droht. Daher ihre nicht einge-
löste Verwandtschaft zu eben jener
„Mittelklasse" der utopischen Soziali-
sten; daher aber auch ihre gegenwärti-
ge Rechtslastigkeit. „Das weitverbrei-
tete Ressentiment gegen den Staat ent-
steht aus der fehlenden politischen
Anerkennung der neuen Herstellerklas-
se, aus dem Mangel an öffentlicher
Unterstützung für ihre produktiven
Qualitäten im Bereich von Beziehun-

gen und Kommunikation, die das Pri-
vatkapital zunehmend nutzt, o/zzze sie

zu bezahlen." (S. 115). Erst die Praxis
des extraterritorialen Staats kann die-
servielfältigen Usurpation des mensch-
liehen Wissens entgegentreten, wie
Marazzi in seinem Schlusskapitel über
„Staat und Markt" ausführt. Und dabei
wird klar, warum sich nicht nur die
Staatslinke mit der Idee von der Mittel-
klasse auseinanderzusetzen hätte.

Gottfried Treviranus

www.widerspruch.ch
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Von der Tobin-Tax zur ATTAC-Kampagne

In Südostasien sind 1997 in Folge der

Währungskrise ganze Volkswirtschaf-
ten eingebrochen. Diese Finanzkrise
stürzte bekanntlich Millionen von Men-
sehen in Arbeitslosigkeit, Armut und

Elend. Im Dezember 1997 schrieb Igna-
cio Ramonet dazu im Le Monde Diplo-
matique: „Will man verhindern, dass

die Welt sich im 21. Jahrhundert end-

gültig in einen Dschungel verwandelt,
in welchem die Räuber den Ton ange-
ben, wird die Entwaffnung der Finanz-
mächte zur ersten Bürgerpflicht.
Warum nicht eine weltweite regierungs-
unabhängige Organisation namens Ac-
don poMf «ne Taxe TbLi'n J'Aide aux
Citoyens - ATTAC ins Leben rufen?"

Sein Aufruf sollte nicht ungehört ver-
hallen. Heute zählt ATTAC Tausende

von Mitgliedern in verschiedenen Län-
dem der Welt. In Frankreich sind inner-
halb von einem Jahr 10*000 Bürgerin-
nen der Bewegung beigetreten. In der
Schweiz entstanden Gruppen in allen
Landesteilen. Am 25. September 1999

wurde in Fribourg ATTAC-Schweiz ge-
gründet.

Welche Kräfte stehen im Verbund
mit einer steigenden Anzahl engagier-
ter Mitglieder hinter ATTAC? Die Be-

wegung wird von linken Zeitschriften
unterstützt und mitgetragen. In Frank-
reich sind zum Beispiel Le Monde Di-
p/omati^we oder die Revue Pos Mit-
glied von ATTAC. In der Schweiz be-
richten die WocAenZeitang/WoZ, die
Genfer Tageszeitung Le Coam'er oder
die Tessiner Gewerkschaftszeitung
Area regelmässig über die Aktivitäten.
Zudem unterstützen Intellektuelle und
Persönlichkeiten aus Politik, Wissen-
schaff und Kultur diese Aktion. Der
Conseil scientifique von ATTAC, bei
dem François Chesnais Mitglied ist,
erarbeitet Dokumente, die als Diskus-

sionsgrundlage und Orientierungshilfe
dienen.

Schliesslich schlössen sich der Be-

wegung auch die SPS, Gewerkschaften
undNGOan. So schrieb etwa Otto Stich,
Alt-Bundesrat der SPS und ehemaliger
Finanzminister: "Bundesrat Villigers
(FDP) Absage an die Tobin -Tax ist das

Glaubensbekenntnis eines sehr libera-
len Finanzministers, der nicht bereit ist,
für eine Stabilisierung der Wirtschaft
und gegen die Spekulation anzutretten

Eine Alternative zur Tobin-Tax ist
nicht in Sicht. (GBI-Zeitung, 19.10.99)

Der ATTAC-Bewegung liegt die
Idee zugrunde, dass eine demokrati-
sehe und öffentliche Kontrolle der Fi-
nanzmärkte und der Grossunternehmen

eingerichtet werden muss. Denn die
wachsende Verfügungsmacht über die

natürlichen, humanen und finanziellen
Ressourcen der Welt darf nicht weiter
den Konzernmanagements, Grossinve-
stören und Börsenspekulanten überlas-

sen bleiben. ATTAC verfolgt das Ziel,
komplementär zur Kapitalgewinnsteu-
er, die die Börsengewinne im Land be-

steuern soll, auf internationaler Ebene

eine Besteuerung der kurzfristigen und

spekulativen Transaktionen zu koordi-
nieren und einzuführen. Die reichen
Staaten mit harten Währungen müssen

dafür gewonnen werden. Dieser Steue-

rertrag soll für den Kampf gegen Armut
und für nachhaltige Entwicklung weit-
weit verwendet werden. Darüber wird
derzeit intensiv diskutiert.

Peter Streckeisen, Marco Feistmann

Weitere Informationen Uber Debatten und Akti-
vitäten bei: ATTAC-ZH, Postfach 7457, 8023

Zürich; zurich@attac.org
ATTAC-BS, c/o Streckeisen, Elisabethenstr. 41,

4051 Basel; pstreckeisen@yahoo.com
ATTAC-Schweiz, C. P. 34, 1000 Lausanne 20
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